
53. überarbeitete Auflage: Stand 26.11.2012 
   1 

Kleiner Behördenratgeber Kleiner Behördenratgeber Kleiner Behördenratgeber Kleiner Behördenratgeber     

für Hartz IVfür Hartz IVfür Hartz IVfür Hartz IV----EmpfängerEmpfängerEmpfängerEmpfänger    
    

Herausgeber: Detlef Zöllner 
 

 
 

"Spare in der Zeit, dann hast Du in der Not" "Spare in der Zeit, dann hast Du in der Not" "Spare in der Zeit, dann hast Du in der Not" "Spare in der Zeit, dann hast Du in der Not" –––– Volksmund Volksmund Volksmund Volksmund    

"Spar' nix in der Zeit, m"Spar' nix in der Zeit, m"Spar' nix in der Zeit, m"Spar' nix in der Zeit, man nimmt's Dir in der Not" an nimmt's Dir in der Not" an nimmt's Dir in der Not" an nimmt's Dir in der Not" ---- Hartz IV Hartz IV Hartz IV Hartz IV 

 
 

       

Berlin Friedrichshain-Kreuzberg 

 
Der Bezirk Friedrichshain-Kreuzberg ist der 2. Verwaltungsbezirk von Berlin, der aus der Fusion der bisherigen Bezirke Fried-
richshain (ehemals Ostteil der Stadt) und Kreuzberg (ehemals Westteil der Stadt) entstanden ist. Die beiden Ortsteile des Be-
zirks, Kreuzberg und Friedrichshain, sind durch die Spree von einander getrennt. Die Oberbaumbrücke verbindet beide Alt-
Bezirke und ist damit zum Wahrzeichen des neuen Verwaltungsbezirks geworden. Strukturell unterscheiden sich beide Ortsteile 
insbesondere hinsichtlich ihrer Bevölkerungszusammensetzung. Während beispielsweise der Anteil der nicht-deutschen Bevöl-
kerung in Kreuzberg bei 32,8% der Bevölkerung liegt (Statistisches Landesamt, 2002), liegt er in Friedrichshain bei 8,7%. Auch 
die Alterszusammensetzung der Bevölkerung unterscheidet sich deutlich. In Kreuzberg ist der Anteil der 35-60jährigen höher, 
der Anteil der Jüngeren niedriger als in Friedrichshain. 

für 
Empfänger eines Arbeitslosengeldes II (Hartz IV)  

 

 
 

Das Nachbarschaftszentrum 
Modersohnstraße 55, 10245 Berlin  

Tel. (030) 2929603 
                            Ein Angebot des RuDi-Nachbarschaftszentrums 
                          Modersohnstr. 55, 10245 Berlin, Tel.: 030 292 96 03 
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Es berät Sie: Detlef Zöllner 

 
Webseite: http://beratung.rudizentrum.de/ 

 
Mo. und Di. 10:00 Uhr – 14.00 Uhr 

Mi 12:00 Uhr – 14.00 Uhr 
Do. 12:00 Uhr – 15:00 Uhr 

Fr. 12:00 Uhr bis 14:00 Uhr 
 

Telefonische Voranmeldung: 030 29 49 20 25  

Email: beratung@rudizentrum.de 

Ich helfe Ihnen u.a. bei der Überprüfung von 
 

Sanktionsbescheiden, 
Übernahme von Miet- und Heizkosten, 

Erstattungsbescheiden, 
Leistungseinstellung durch das Jobcenter, 
fehlerhafte Anrechnung von Einkommen, 
Energie- und Mietschuldenübernahme, 

Leistungen bei Umzug. 
 

Zur Klärung von Fragen beim Familien- und Unterhaltsrecht, Erbrecht, Melderecht, 
Mietrecht, Strafrecht und Verwaltungsrecht  arbeite ich mit anerkannten Experten in 
den jeweiligen Ämtern und Behörden auf der Grundlage eines sozialen Netzwerkes 

eng zusammen 
 

Für eine juristische Hilfe stehen Ihnen unsere kooperierenden Rechtsanwälte nach 
einer telefonischen Voranmeldung beratend zur Seite: 
 

Rechtanwaltskanzlei Tobias Blume, 
Rechtsanwaltskanzlei Göke, 
Rechtsanwaltskanzlei Koch, 

Rechtsanwaltskanzlei Kay Füßlein 
Anwaltsbüro Höch & Höch, 

 
Ein Antrag zur Kostenübernahme durch das Amtsgericht wird Ihnen in der Bera-
tungsstelle ausgehändigt.   
 
                                     

 
 

ntrag 
Leistungen der Grundsicherung müssen Sie beantragen. Für Tage vor der Antragstellung 
können Leistungen nicht bewilligt werden. Der Antrag ist an keine Form gebunden. Sie können 
ihn also schriftlich, telefonisch oder auch persönlich stellen. Die erforderlichen Unterlagen 

können Sie notfalls auch später noch nachreichen. Sie sollten das Antragsformular wahrheitsgemäß 
ausfüllen. Bitte denken Sie daran, dass die Arbeitsagentur zahlreiche Möglichkeiten hat, Ihre Angaben 

A 

           Hartz IV und was nun? 
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zu kontrollieren. Das Gesetz beinhaltet keine Regelung speziell zur Vorlage von Kontoauszügen. In § 
60 Abs. 1 SGB I verpflichtet es Personen, die Sozialleistungen (z. B. ALG II) beantragen, allgemein 
wie folgt:  
Wer Sozialleistungen beantragt oder erhält, hat 
1. alle Tatsachen anzugeben, die für die Leistung erheblich sind, und auf Verlangen des zuständigen 
Leistungsträgers der Erteilung der erforderlichen Auskünfte durch Dritte zuzustimmen, 
2. Änderungen in den Verhältnissen, die für die Leistung erheblich sind oder über die im Zusammen-
hang mit der Leistung Erklärungen abgegeben worden sind, unverzüglich mitzuteilen, 
3. Beweismittel zu bezeichnen und auf Verlangen des zuständigen Leistungsträgers Beweisurkunden 
vorzulegen oder ihrer Vorlage zuzustimmen... 
Es ist unzulässig, AntragstellerInnen abzuweisen und ihnen dann bei einer erneuten Antragstellung 
vorzuhalten, Sie hätten ja überlebt und das begründe Zweifel an ihrer Hilfebedürftigkeit. (OVG 
Schleswig 21.03.2003, info also 2004, 226) 
 

 
rbeitslosenmeldung 
Personen, deren Arbeits- oder Ausbildungsverhältnis endet, sind verpflichtet, sich spätestens 
drei Monate vor dessen Beendigung persönlich bei der Agentur für Arbeit arbeitsuchend zu 

melden. Liegen zwischen der Kenntnis des Beendigungszeitpunktes und der Beendigung des Arbeits- 
oder Ausbildungsverhältnisses weniger als drei Monate, hat die Meldung innerhalb von drei Tagen 
nach Kenntnis des Beendigungszeitpunktes zu erfolgen. Ab dem 1.5.2007 wird zur Fristwahrung die 
telefonische Arbeitsuchendmeldung zugelassen. Voraussetzung für die Wirksamkeit ist jedoch, dass 
die persönliche Arbeitsuchendmeldung nach terminlicher Vereinbarung nachgeholt wird. 
Ausgenommen von der Meldepflicht nach § 37b SGB III sind Arbeitnehmer in Arbeitsbeschaffungs- 
und Strukturanpassungsmaßnahmen nach den §§ 260 ff und 279a ff. SGB III, da für diesen 
Personenkreis nach § 38 Abs. 4 S. 1 Nr. 2 SGB III auch während der Maßnahme die 
Arbeitsvermittlung durchzuführen ist.  
 

uszubildende, Studierende und Schüler 
Bekommen Sie als Schüler/in oder Studentin BaföG? Oder beziehen als Auszubildende/r 
Ausbildungsbeihilfe (BAB) von der Arbeitsagentur? Dann steht Ihnen unter Umständen ein 
„Hartz-IV-Zuschuss“ zu Ihren Wohnkosten (Miete und Heizung) zu. Wenn Sie drei 

Bedingungen erfüllen, dann haben Sie einen Rechtsanspruch auf den Wohnkostenzuschuss: 
• Sie müssen tatsächlich BaföG oder BAB oder Ausbildungsgeld (für behinderte Auszubildende) 

beziehen. 
• Bei Ihnen müssen tatsächliche Wohnkosten (Miete und Heizung) anfallen. 
• Ihre realen Wohnkosten sind höher als der Betrag, der in Ihrer Ausbildungsförderung fürs 

Wohnen vorgesehen ist (Studierende, die bei Eltern wohnen erhalten z. B. mit ihrem BaföG 
nur 44 Euro für Wohnkosten).  

Die bisherigen Erfahrungen zeigen, dass die Ämter auch noch zusätzlich Ihr Einkommen und 
Vermögen prüfen, also die beim Alg II übliche Bedürftigkeitsprüfung machen. Von dem neuen 
Zuschuss ab dem 01.Januar 2007 können profitieren: 

• Auszubildende, die BAB beziehen und im eigenen Haushalt wohnen, bei denen die BAB aber 
die Kosten für Unterkunft und Heizung nicht ausreichend berücksichtigt. Dies gilt auch für 
Teilnehmer an einer berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahme, die BAB beziehen. 

• Schüler, die BaföG beziehen (mit eigenen oder im Haushalt der Eltern) und die nicht 
ausnahmsweise sowieso einen regulären Anspruch auf Alg II haben. 

• Studierende, die BaföG beziehen, bei ihren Eltern wohnen und Kosten für die Unterkunft und 
Heizung beisteuern müssen, (weil die Eltern den auf das studierende Kind entfallenden 
Wohnkostenanteil nicht tragen können, insbesondere wenn sie selbst Alg II beziehen)  

 

edarfsdeckende Bruttoarbeitsentgelte 
Den Bruttostundenlohn errechnet man wie folgt:  
 

40-Stunden-Woche = durchschnittlich 173 Stunden pro Monat.  

Monatliches Bruttoarbeitsentgelt dividiert  durch 
173 Stunden  

= Brutto-Stunden-Lohn 

x € / 173 = Br.-Std.-Lohn (in €)  

A 

A 

B 
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Arbeitsmaterial:  Johannes Steffen: Bedarfsdeckende Bruttoarbeitsentgelte , dort: Übersicht 7.1 ff. 
(Seite 20 ff. von 27)  

Tabelle 1 (Alleinstehende / Ehepaar ohne Kinder / Paar ohne Kinder)  
resultierender Brutto-Stunden-Lohn 7,60 €  9,83 €  12,03 €  

   Allein Lebende Ehepaar ohne Kinder Paar ohne Kinder 

Bruttoarbeitsentgelt 1.314 €  1.701 €  2.081 €  

./. Lohnsteuer und Soli 74 € 0 € 298 € 

./. SV-Anteil ArbN 285 € 368 € 451 € 

= Nettoarbeitsentgelt 956 € 1.333 € 1.333 € 

(+) Wohngeld 0 € 0 € 0 € 

= verfügbares Einkommen 956 € 1.333 € 1.333 € 

./. Erwerbstätigen-Freibetrag 280 € 280 € 280 € 

= anrechenbares Einkommen 676 € 1.053 € 1.053 € 

SGB II-Bedarf 676 € 1.053 € 1.053 € 
Tabelle 2 (Ehepaar mit 1 Kind / Ehepaar mit 2 Kindern)  

resultierender Brutto-Stunden-
Lohn 

10,01 € 11,79 € 9,80 € 9,80 € 9,80 € 

   Ehepaar mit 1 Kind  Ehepaar mit 2 Kindern  

   
unter 14 Jah-
ren  

ab 14 Jah-
ren  

unter 14 Jah-
ren  

unter sowie 
ab 14 Jah-
ren  

ab 14 Jah-
ren  

Bruttoarbeitsentgelt 1.723 €  2.040 €  1.695 €  1.695 €  1.695 €  

./. Lohnsteuer und Soli 3 € 45 € 0 € 0 € 0 € 

./. SV-Anteil ArbN 369 € 437 € 363 € 363 € 363 € 

= Nettoarbeitsentgelt 1.352 € 1.559 € 1.332 € 1.332 € 1.332 € 

(+) Kindergeld 154 € 154 € 308 € 308 € 308 € 

(+) Kinderzuschlag 140 € 0 € 280 € 280 € 280 € 

(+) Wohngeld 64 € 0 € 132 € 132 € 132 € 

= verfügbares Einkommen 1.710 € 1.713 € 2.052 € 2.052 € 2.052 € 

./. Erwerbstätigen-Freibetrag 310 € 310 € 310 € 310 € 310 € 

= anrechenbares Einkommen 1.400 € 1.403 € 1.742 € 1.742 € 1.742 € 

SGB II-Bedarf 1.334 € 1.403 € 1.597 € 1.666 € 1.735 € 
Tabelle 3 (Paar mit 1 Kind / Paar mit 2 Kindern)  
resultierender Brutto-Stunden-
Lohn  

12,11 €  14,58 €  11,79 €  11,79 €  16,71 €  

   Paar mit 1 Kind  Paar mit 2 Kindern  

   
unter 14 Jah-
ren  

ab 14 Jah-
ren  

unter 14 Jah-
ren  

unter sowie 
ab 14 Jah-
ren  

ab 14 Jah-
ren  

Bruttoarbeitsentgelt 2.095 €  2.522 €  2.039 €  2.039 €  2.890 €  

./. Lohnsteuer und Soli 294 € 423 € 271 € 271 € 535 € 

./. SV-Anteil ArbN 448 € 540 € 436 € 436 € 618 € 

= Nettoarbeitsentgelt 1.352 € 1.559 € 1.332 € 1.332 € 1.737 € 

(+) Kindergeld 154 € 154 € 308 € 308 € 308 € 

(+) Kinderzuschlag 140 € 0 € 280 € 280 € 0 € 

(+) Wohngeld 0 € 0 € 109 € 109 € 0 € 

= verfügbares Einkommen 1.646 € 1.713 € 2.029 € 2.029 € 2.045 € 

./. Erwerbstätigen-Freibetrag 310 € 310 € 310 € 310 € 310 € 

= anrechenbares Einkommen 1.336 € 1.403 € 1.719 € 1.719 € 1.735 € 
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SGB II-Bedarf 1.334 € 1.403 € 1.597 € 1.666 € 1.735 € 
"Randbedingungen"  

• Bei Alleinstehenden wird davon ausgegangen, dass  

1. die Bruttokaltmiete pro Monat 210 € nicht übersteigt.  
2. für Heizkosten monatlich - maximal - 64 € aufzuwenden sind.  

o Vgl.: § 22 SGB II - Leistungen für Unterkunft und Heizung  

Stichwort: angemessene Aufwendungen für Unterkunft und Heizung.  
(Kosten der Unterkunft pro Jahr = 2.520 Euro / Heizkosten pro Jahr = 768 Euro)  

 
edarfsgemeinschaft 
(§§ 7 III, 9 II SGB II) 
Zur Bedarfsgemeinschaft gehören: 
• Der Arbeitsuchende (=erwerbsfähige Hilfebedürftige) selbst.  

• Der Partner des Arbeitsuchenden. Als solcher gilt:  
o der Ehegatte oder Lebenspartner, der nicht dauernd getrennt lebt,  
o die Person, die mit dem Arbeitsuchenden in eheähnlicher Gemeinschaft lebt. 

• Bei unverheirateten Arbeitsuchenden unter 25 zusätzlich  
o der Elternteil (oder beide Eltern), mit denen er in einem Haushalt lebt,  
o ein Stiefelternteil mit dem er in einem Haushalt lebt. Mehr dazu unter Stiefkinder. 
Ausnahme: Wenn die oder der Unter-25-Jährige schwanger ist oder ein Kind unter sechs 
Jahren betreut. Dann müssen die Eltern und Stiefeltern nicht mehr für sie /ihn aufkommen.  

• Von allen diesen Leuten alle unverheirateten Kinder unter 25, soweit sie nicht selbst genug 
Geld haben oder verdienen.  

Die Altersgrenze, bis zu der (Stief-)Eltern für ihre (Stief-)Kinder aufkommen müssen, wenn sie noch im 
Haushalt leben, lag bisher bei achtzehn Jahren. Erst im August 2006 wurde sie auf 25 Jahre hochge-
setzt. 
 

edürftigkeitsprüfung 
„Logik“: 
· Vorhandenes Einkommen und Ihr „Bedarf“ (= das, was Ihnen an ALG II zustehen würde) 

  werden gegenüber gestellt. 
· Vom Einkommen können einige Freibeträge abgesetzt werden, also abgezogen werden. 
· Das eigene Einkommen muss unter dem „Bedarf“ liegen. 
 
1. Bedarf 
Alg-II-Regelleistung 14-24 Jahre      oder 237 Euro  
Alg-II-Regelleistung für Alleinstehende und 
ab 25 Jahre 

374 Euro 

Plus „Warmmiete“ (soweit angemessen)  
= Bedarf gesamt  
 
2. Einkommen 
(Netto, also nach Abzug von Steuern und 
Sozialabgaben, sofern diese anfallen) 

 

• BAB  
• Ausbildungsvergütung  
• BAföG  
• Kindergeld  
• „Nebenjob“  
• Sonstiges  
• .....  

Einkommen insgesamt  
3. „Einkommensbereinigung“ 
(„Freibeträge“ abziehen) 

 

„immer“: Pauschale für Versicherungen    minus 30 Euro                            

B 

B 
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(Bedingung: volljährig oder minderjährig und nicht 
mit Erwachsenen in einer Bedarfsgemeinschaft 
lebend) 
Nur bei „Erwerbsarbeit“ 
(Ausbildungsvergütung, „Nebenjob“ zum Studium) 
Grundpauschale 
 
Zusätzlicher Freibetrag 
(20% vom Bruttoverdienst zwischen 100 und 
800 Euro) 

 
 

minus 100 Euro 
 
 

minus____Euro 
 

Nur bei Bafög: 
20% vom BaföG-Regelbedarf (333 Euro) als 
zweckbestimmte Einnahme (für die 
Ausbildung) 

minus   67 Euro 

  
4. Anrechenbares Einkommen 
(Einkommen nach Bereinigung, nach Abzug 
der Freibeträge)   

 

  
5. und Schluss 
Vergleich: Was ist höher? Der Bedarf oder das anrechenbare Einkommen? 
Die Ämter gewähren den Wohnkostenzuschuss nur, wenn das anrechenbare Einkommen unter dem 
Bedarf liegt. 
Die Höhe des Wohnkostenzuschusses entspricht dann dem Differenzbetrag 
 

efristeter Zuschlag 
Streichung des befristeten Zuschlags ab dem 01.01.2011  
165.000 Hartz-IV-Haushalte erhalten Ende 2010 noch den sogenannten befristeten Zu-
schlag. Dieser wird an viele gezahlt, die aus der Versicherungsleistung Arbeitslosengeld I in 

Hartz IV „abgerutscht“ sind. Der auf maximal zwei Jahre befristete Zuschlag sollte bislang dafür sor-
gen, dass der Absturz vom ALG I ins ALG II abgefedert wurde. Er lag bislang für Alleinstehende ma-
ximal bei 160 Euro pro Monat, für Paare betrug er höchstens 320 Euro, pro Kind kamen nochmals 
bis zu 60 Euro hinzu. Bei einer alleinstehenden Mutter mit zwei Kindern, die bis zum ALG-II-Bezug 
das reguläre Arbeitslosengeld I erhalten hatte, waren es also bis zu 280 Euro im Monat. Dieser Zu-
schlag fällt ab Januar 2011 ersatzlos weg – auch für „Altfälle“, die ihn bereits Ende 2010 erhalten 
haben. 

 
eistand 
Sie haben das Recht, eine Person Ihres Vertrauens mit auf die Behörde zu nehmen, einen so 
genannten Beistand. (§ 13 Abs. 4 SGB X) Was der Beistand sagt, muss von der Behörde so 
behandelt werden, als hätten Sie es selbst gesagt. Es sei denn, Sie widersprechen unverzüg-

lich. (§ 13 Abs. 4 SGB X) Wenn Sie mit einem Beistand auf der Behörde erscheinen, werden Sie in 
der Regel höflicher und korrekter behandelt, Tipps fürs ALG II weil Sie nicht alleine sind und einen 
Zeugen haben. Wenn Sie ängstlich sind oder Konflikte haben, empfiehlt es sich einen Beistand mitzu-
nehmen. Der Beistand kann an allen Handlungen im Rahmen der Beantragung von Sozialleistungen 
teilnehmen. Er kann bei jeder Vorsprache anwesend sein. Er darf nicht von Gesprächen ausgeschlos-
sen werden. Das gilt auch für Gespräche über Eingliederungsvereinbarungen, für Eignungsuntersu-
chungen im Rahmen des Profiling oder für gesundheitliche Untersuchungen beim Amtsarzt oder me-
dizinischen Dienst. Ein Beistand kann nur zurückgewiesen werden, wenn er zum “sachgemäßen Vor-
trag” nicht fähig ist (§ 13 Abs. 6 SGB X), also dummes Zeug lallt oder die AmtsmitarbeiterIn be-
schimpft oder anschreit. Wenn Sie einen Termin zum Abschluss einer Eingliederungsvereinbarung 
oder einen Untersuchungstermin nicht wahrnehmen, weil Ihr Beistand rechtswidrig zurückgewiesen 
wurde, darf das nicht gegen Sie ausgelegt werden. Es müsste als “wichtiger Grund” anerkannt wer-
den, der Sanktionen ausschließt. (§ 31 Abs. 1 und 2 SGB II) Auch Ihre Mitwirkungspflichten haben Sie 
in diesem Fall nicht verletzt, denn Sie hatten einen”wichtigen Grund”. (§ 65 Abs. 1 Nr. 2 SBG I) 
 

eratungshilfe 
Wer Rechtsrat oder Rechtshilfe von einem Anwalt benötigt, aber nur ein geringes Einkommen 
bezieht, kann beim zuständigen Amtsgericht am Wohnsitz einen so genannten Beratungshilfe-
schein beantragen oder auch unmittelbar eine Rechtsanwältin/einen Rechtsanwalt seiner 

B 

B 

B 
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Wahl mit der Bitte um Beratungshilfe aufsuchen. Über den Schein rechnet der Anwalt bzw. die Anwäl-
tin die Gebühren für Rechtsberatung und andere Tätigkeiten dann direkt mit dem Gericht ab. Dabei ist 
eine Gebühr von 10 Euro zu zahlen, die der Anwalt/die Anwältin allerdings auch erlassen kann. Die 
anwaltlichen Leistungen, für die der Schein gilt, umfassen neben der Beratung die Vertretung, den 
Schriftverkehr und die komplette außergerichtliche Regelung von Streitfällen. Kein Anspruch auf Bera-
tungshilfe besteht natürlich, wenn Sie eine Rechtsschutzversicherung haben, die Sie in Anspruch 
nehmen können. In Berlin haben Sie die Wahl zwischen der Inanspruchnahme der öffentlichen 
Rechtsberatung und anwaltlicher Beratungshilfe nach dem Beratungshilfegesetz. (BerHG) 
 

escheid 
Oft sind SachbearbeiterInnen nicht bereit, mündliche Ablehnungen schriftlich zu bestätigen. 
Aber dem Gesetz nach haben Sie Anspruch auf einen schriftlichen Bescheid: “ Ein mündlicher 
Verwaltungsakt ist schriftlich zu bestätigen, wenn hieran ein berechtigtes Interesse besteht 

und der Betroffene dies unverzüglich verlangt.” (§ 33 Abs. 2 SGB X) 
Unverzüglich bedeutet innerhalb von vier Wochen. Berechtigt ist Ihr Interesse, wenn Sie prüfen wol-
len, ob der Verwaltungsakt korrekt ist oder Sie Widerspruch einlegen wollen. Die Weigerung, einen 
schriftlichen Bescheid zu erteilen, stellt ein Dienstvergehen dar. Sie können Ihrer Sachbearbeiterin mit 
einer Dienstaufsichtsbeschwerde drohen. 
Wenn Ihre Sachbearbeiterin Ihnen irgendetwas zusichert, hat diese Zusicherung keine bindende Wir-
kung. Zusicherungen gelten nur bei schriftlichem Bescheid. “ Eine von der zuständigen Behörde erteil-
te Zusage [...] bedarf der schriftlichen Form.” Bescheide müssen begründet sein. Im Bescheid müssen 
die “wesentlichen tatsächlichen und rechtlichen Gründe” stehen, “die die Behörde zu ihrer Entschei-
dung bewogen haben.” (§35 Abs. 1 SGB X) 
 

eweislastumkehr 
Bisher musste das Jobcenter beweisen, dass ein Einstandswille vorliegt. 
Jetzt kommt es nicht mehr darauf an, ob dieser Wille tatsächlich da ist, sondern ob der Wille 
"nach verständiger Würdigung" anzunehmen ist. Es werden also künftig Jobcenter und Rich-

ter darüber bestimmen, was vernünftiger Weise sein kann. 
Den Hilfesuchenden bleibt aber die Möglichkeit, zu beweisen, dass sie keine Bedarfsgemeinschaft 
sind. Deshalb nennt man diese neue Regelung "Beweislastumkehr": Bisher hatte das Jobcenter die 
Beweislast, das wurde jetzt umgekehrt und nun haben die Hilfesuchenden die Beweislast. 
Damit nicht jedes Jobcenter und jeder Richter machen können, was sie wollen, wird wenigstens fest-
gelegt, wann der Einstandswille vermutet wird: 
Wenn die Partner 
1. länger als ein Jahr zusammenleben oder  
2. mit einem gemeinsamen Kind zusammenleben oder  
3. Kinder oder Angehörige im Haushalt versorgen oder  
4. befugt sind, über Einkommen oder Vermögen des anderen zu verfügen. 

     (§ 7 Abs. 3a SGB II)  
Eine Vermutung kann man immer entkräften, das heißt, man kann beweisen, dass im eigenen Fall die 
Sache anders liegt. Hierfür kann manchmal schon eine eidesstattliche Versicherung ausreichen. Die 
Abgabe einer falschen eidesstattlichen Versicherung ist strafbar! (§ 156  
StGB) 
 

etriebskosten 
§ 22 Abs.2a Satz 4 SGB II bestimmt, dass Erstattungen überzahlter Kosten für Unterkunft und 
Heizung nicht mehr als Einkommen im Rahmen der Bedürftigkeitsprüfung zu berücksichtigen 
sind, sondern, dass sie im Monat nach der Rückzahlung oder Gutschrift die Kosten der Unter-

kunft mindern. (Nicht abgezogen werden können Rückzahlungsanteile, die sich auf die Kosten für 
Haushaltsenergie beziehen, da diese aus der Regelleistung zu bestreiten sind.) Verlangt der Vermie-
ter eine Nachzahlung für die Betriebskosten, ist dieser Betrag beim Jobcenter zu beantragen. Das 
Jobcenter muss aber auch informiert werden, wenn der Vermieter Ihnen Betriebskosten erstattet, die-
ses Guthaben gilt als Einkommen. Guthaben für Warmwasser darf behalten werden, wenn das Job-
center den Gesamtbetrag für  
Warmwasser von der Miete abzieht und nicht nur die Pauschale. Nachzahlungen für Warmwasser 
werden nicht vom Jobcenter übernommen.  

 
ildungspaket 
 

B 

B 

B 

B 
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Die Leistungen des »Bildungspakets« stehen jetzt für bedürftige Kinder (Familien mit ALG II oder Kin-
derzuschlag oder Wohngeld) bereit. Anspruch darauf haben grundsätzlich Kinder und Jugendliche bis 
25 Jahre.  

Essen 
Kita, Hortkinder und Schüler erhalten jetzt auf Antrag einen Essens-Zuschuss. Voraussetzung: Die 
Einrichtung muss regelmäßig ein Mittagessen anbieten. Der Eigenanteil der Eltern liegt bei einem Eu-
ro pro Tag. Wichtig: Die schriftliche Anmeldung zum Schulessen muss beim Jobcenter vorgelegt wer-
den. 
Freizeit 
Wer sein Kind (Altersgrenze 18 Jahre) in einem Verein anmelden will, erhält ebenfalls Unterstützung. 
Das Geld wird in Form von Gutscheinen (entspricht 10 Euro monatlich) ausgegeben. Tipp: Behörden 
halten Listen mit Vereinen bereit. 
Wandertage 
Auch die Unkosten für eintägige Schul- oder Kitaausflüge werden jetzt von den Jobcentern übernom-
men. Der Ausflug muss aber vorher hier angemeldet werden! Auf Antrag erhalten Bedürftige einen 
Gutschein oder eine Kostenerstattung. Kosten für mehrtägige Fahrten werden wie bisher erstattet. 
Nachhilfe 
Schüler, die die Lernziele nicht erreichen oder versetzungsgefährdet sind, können die Übernahme der 
Kosten für Nachhilfe beim Jobcenter beantragen. Die Schule muss bestätigen, dass ein Förderbedarf 
des Kindes vorliegt bzw. dass die Schule selbst keine Unterstützung leisten kann. 
Fahrkarten 
Fahrkarten für Schüler zur nächstgelegenen Schule können übernommen werden. Voraussetzung ist, 
dass die Beförderung notwendig ist. 
Schulbedarf 
Schulkinder erhalten gegen Vorlage einer Schulbescheinigung wie bisher für jedes Schuljahr 100 Euro 
extra für Schulmaterial: 70 Euro zu Beginn des Schulhalbjahres, 30 Euro in der zweiten Hälfte. 
 

ürgerarbeit 
Rund 34.000 sogenannte Bürgerarbeitsplätze stehen ab Januar 2011 zur Verfügung. Das Pro-
jekt soll helfen, Langzeitarbeitslose künftig besser in den ersten Arbeitsmarkt zu integrieren. 
Vorgeschaltet ist eine sechsmonatige Aktivierungsphase, an der bereits 160 000 Hilfsbedürfti-

ge, die erwerbsfähig sind, teilnehmen sollen. Laut Aussagen der Jobcenter könnten in dieser Phase 
vier von fünf Arbeitslosen in den ersten Arbeitsmarkt vermittelt werden. In der ab Januar beginnenden 
zweiten Phase steht jedem Bürgerarbeiter ein persönlicher Coach zur Seite, der beim Start in ein re-
guläres Arbeitsverhältnis helfen soll. Die Arbeit muss allerdings gemeinnützig sein und darf keine re-
gulären Jobs verdrängen. Für eine 30-Stunden-Woche erhält der vermittelte Arbeitnehmer 975 Euro 
im Monat, die sozialversicherungspflichtig sind. Grundvoraussetzungen sind: Die Arbeit muss sozial-
versicherungspflichtig, tariflich entlohnt und existenzsichernd sein, ist also mit derzeit mindestens 7,50 
Euro die Stunde bzw. mindestens 975 Euro brutto im Monat vergütet. Es soll gesellschaftlich sinnvolle 
und zusätzliche Arbeit erledigt werden. Die Arbeit soll langfristig sein. Sie soll auf freiwilliger Basis er-
folgen.» 
 

ienstaufsichtsbeschwerde 
Wenn SachbearbeiterInnen 
• Ihnen gegenüber abfällige oder beleidigende Äußerungen machen, 
• Ihnen begründete Leistungen vorenthalten 

• einfach untätig sind oder 
• schlampig arbeiten 
können Sie über eine Dienstaufsichtsbeschwerde Vorgesetzte der SachbearbeiterIn darüber 
informieren. Die Vorgesetzten müssen dann das dienstliche Verhalten oder Benehmen der 
SachbearbeiterIn überprüfen und ggf. einschreiten. 
Eine Fachaufsichtsbeschwerde wendet sich gegen den sachlichen Inhalt von Entscheidungen, aber 
auch gegen fachlich zweifelhafte Praktiken. So z. B., wenn Bescheide wiederholt zwei Wochen zu 
spät ankommen (Differenz zwischen dem Datum auf dem Bescheid und dem Umschlag). 
Schließen Sie schriftliche Beschwerden mit dem Vermerk ab: “ Setzen Sie mich bitte unaufgefordert 
über Ergebnisse der Beschwerde in Kenntnis.” 
…. an wen die Beschwerde richten? 

B 

D 
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• die direkte Vorgesetzte (Abteilungsleiterin, Leiterin des Job-Centers) 
• die ARGE-Leiterin 
• die Leiterin der Arbeitsagentur 
• die Landesarbeitsagentur 
• die Bundesagentur für Arbeit in Nürnberg oder 
• das Ministerium für Wirtschaft und Arbeit (BMWA) 
 

heähnliche Gemeinschaft 
Auch bei der eheähnlichen Gemeinschaft gelten seit August 2006 härtere Vorschriften. 
Definition 
Sie liegt dann vor, wenn 

1. zwei Personen  
2. in einem gemeinsamen Haushalt  
3. so zusammenleben, dass nach verständiger Würdigung der wechselseitige Wille anzunehmen ist, 

Verantwortung füreinander zu tragen und füreinander einzustehen. (§ 7 III Nr. 3c SGB II) (so ge-
nannter Einstandswille)  

Zu 1.: 
Es ist neu, dass nun auch homosexuelle Paare Bedarfsgemeinschaften sein können. 
Zu 3.:      
Wichtig ist der "Einstandswille", also der Wille, "in guten wie in bösen Tagen" füreinander da zu sein.     
 

inkommen:  
Dem Bedarf, der sich ergibt, wird das Einkommen aller Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft 
gegenübergestellt. Ist der Bedarf höher als das Einkommen, gilt man als hilfebedürftig und be-
kommt die Differenz zwischen Einkommen und Bedarf ausgezahlt. Liegt das Einkommen über 

dem errechneten Bedarf, erhält man keine Leistungen. 
Als Einkommen zählt, was jemand in der Bedarfszeit wertmäßig dazu erhält. Unter Einkommen wer-
den also Einnahmen in Geld oder Geldeswert verstanden. Dazu gehören z.B. Lohn bzw. Gehalt, 
Lohnersatzleistungen wie Arbeitslosengeld I, Krankengeld, aber auch Unterhalt, Renten, das Kinder-
geld und Miet- und Pachteinnahmen.   
 
Wessen Einkommen wird berücksichtigt? 
Wenn man allein stehend ist und eine (Neben-)Tätigkeit ausübt oder andere Einkünfte wie z.B. Unterhalt 
oder Zinsen hat, werden diese bei der Berechnung des Arbeitslosengelds II berücksichtigt. 
Wenn man in einer Bedarfsgemeinschaft lebt, wird das Einkommen aller Mitglieder angerechnet, also z.B. 
auch das Kindergeld. Wenn jedoch die Kinder in der Bedarfsgemeinschaft eigenes Einkommen haben 
(z.B. Unterhalt), so dass sie kein Sozialgeld bzw. Alg II erhalten, werden sie aus der Berechnung heraus-
genommen. Sonst würden z.B. minderjährige Kinder für den Unterhalt ihrer Eltern aufkommen.  Wenn 
man in einer Haushaltsgemeinschaft mit Verwandten lebt, wird vermutet, dass man von ihnen unterstützt 
wird. Wenn man diese Vermutung nicht schriftlich bei Antragstellung widerlegt, wird auch das Einkommen 
dieser Verwandten überprüft.  
 
Wann wird das Einkommen angerechnet? 
Die Einnahmen werden in dem Monat angerechnet, in dem sie zufließen. Das bedeutet, dass das Er-
werbseinkommen in dem Monat als Einkommen bei der Berechnung des Arbeitslosengelds II angerech-
net wird, in dem es auf dem Konto erscheint. Das ist unproblematisch, wenn das Einkommen regelmäßig 
und immer in der gleichen Höhe ist. Diese Regelung führt aber zu Problemen bei Nachzahlungen oder un-
regelmäßigen Einkünften. 
 
Wichtig bei Arbeitsaufnahme: Erhält man das erste Entgelt am Anfang des Folgemonats (z.B. Ju-
ni), so wird das Alg II trotzdem zu Beginn des laufenden Monats (Mai) ausgezahlt, da man noch be-
dürftig ist. 
 
Wichtig bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses: Endet das Arbeitsverhältnis in der Monatsmit-
te, wird bei der Bedarfsermittlung der ganze Monat zugrunde gelegt. Das für diesen Monat zustehen-
de Arbeitsentgelt wird dann angerechnet, wann man es erhält.  
 
Nachzahlungen: Probleme tauchen dann auf, wenn Nachzahlungen aus Ansprüchen vor dem Alg II-
Bezug ausgezahlt werden. Nachzahlungen sind unabhängig von ihrem Entstehungszeitraum in dem 
Monat zu berücksichtigen, in dem sie zufließen. So sieht es die Regelung in der Alg II-Verordnung 

E 

E 
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vor. Lohnsteuerrückzahlungen oder Abfindungszahlungen aus Zeiten vor dem Alg II-Bezug werden 
als einmalige Einnahmen angerechnet.  
 
Wie wird das Einkommen angerechnet? 
 
Regelmäßiges Einkommen 
Regelmäßige Einkünfte sind z.B. Lohn und Gehalt, Renten, Kindergeld, Krankengeld usw. 
Das Jobcenter geht von monatlichen Zahlungen aus, so dass das Einkommen jeden Monat angerechnet 
wird. Man muss deshalb das monatliche Einkommen zu Grunde legen.  
 
Einmalige und unregelmäßige Zahlungen 
Einmalige Einnahmen (z.B. Lohnsteuererstattungen, Weihnachtsgeld, Urlaubsgeld), die also in grö-
ßeren Zeitabständen zufließen, werden auf einen Zeitraum von sechs Monaten aufgeteilt und monat-
lich mit einem Teilbetrag angerechnet. 
Dabei soll immer gewährleistet sein, dass man weiter Leistungen erhält und damit kranken- und pflege-
versichert bleibt. 
Beispiel: Herr Müller gewinnt im Lotto 2.100 Euro. Sein monatlicher Alg II-Bedarf liegt bei 374 Euro Re-
gelsatz plus 300 Euro Unterkunftskosten = 674 Euro. Wird der Gewinn auf 6 Monate aufgeteilt = 2.100 Eu-
ro: 6 = 350 Euro – 30 Euro Freibetrag = 320 Euro. Es stehen ihm weiterhin 354 Euro Alg II zu. 
 
Nachweis des Einkommens 
Die Höhe des Einkommens muss mittels der jeweiligen Bescheide nachgewiesen werden (Arbeitslosen-
geld-/Krankengeldbescheid, Bescheid über Unterhaltsvorschuss usw.). Ist die/der Leistungsberechtigte 
oder sein/e Partner/in erwerbstätig, muss der Arbeitgeber eine gesonderte Bescheinigung ausfüllen, aus 
der die Art und Dauer der Erwerbstätigkeit und die Höhe des Entgelts hervorgeht (§ 8 SGB II). Habt man 
schwankendes Erwerbseinkommen, z.B. aufgrund von Überstunden oder unregelmäßigen Arbeitszeiten, 
muss man dies ebenfalls nachweisen.  
 
Vom Erwerbseinkommen sind abzusetzen: 
1. Steuern, 
2. Pflichtbeiträge zur Sozialversicherung, 
3. Erwerbstätigenfreibetrag, 
4. Beiträge zu öffentlichen oder privaten Versicherungen oder ähnlichen Einrichtungen, soweit diese 
Beiträge gesetzlich vorgeschrieben oder nach Grund und Höhe angemessen sind; hierzu gehören 
Beiträge zur Vorsorge für den Fall der Krankheit und der Pflegebedürftigkeit für Personen, die in der 
gesetzlichen Krankenversicherung nicht versicherungspflichtig sind, zur Altersvorsorge von Perso-
nen, die von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung befreit sind,  
5. geförderte Altersvorsorgebeiträge (Riester-Rente),  
6. die mit der Erzielung des Einkommens verbundenen notwendigen Ausgaben. 
 
Aber: Der Teil des Einkommens wird nicht berücksichtigt, der aufgrund eines Unterhaltsanspruchs Dritter 
(Ex-Ehefrau, Kinder) nicht zur Verfügung steht. Titulierte Unterhaltsansprüche sind deshalb vom Einkom-
men abzuziehen, sofern es sich um Personen handelt, die den Mitgliedern der Bedarfsgemeinschaft ge-
genüber vorrangig oder gleichrangig anzusehen sind. 
 
Sozialversicherungsbeiträge 
Alle, die geringfügig arbeiten, haben die Möglichkeit zu den Rentenversicherungsbeiträgen durch den Ar-
beitgeber (pauschal 15 %) noch freiwillig selbst 4,5 % einzuzahlen. Damit werden dann Rentenansprüche 
- allerdings in einer minimalen Höhe - gesichert.  
Diese freiwilligen Rentenbeiträge müssen bei der Bereinigung des Einkommens berücksichtigt werden. 
Das bedeutet: Geringfügig beschäftigte Alg II-Bezieher/innen zahlen den zusätzlichen Rentenbeitrag und 
informieren den Arbeitgeber und das Amt darüber. Das Amt hat kein Recht, in diese Entscheidung ein-
zugreifen und zahlt somit indirekt die Beiträge für die freiwillige Rentenversicherung, weil sie beim Er-
werbseinkommen angerechnet werden müssen. 
 
Erwerbstätigenfreibetrag (§ 11b SGB II): 
 
Zur Ermittlung der Höhe der Freibeträge wird nur das Bruttoeinkommen herangezogen. Vom 
Bruttoeinkommen aus Beschäftigung werden zunächst abgezogen: Steuern und Pflichtbeiträge zur 
Sozialversicherung. Daraus ergibt sich dann das Nettoeinkommen. Die ermittelten Freibeträge wer-
den dann vom Nettoeinkommen abgezogen. 
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Es gilt ein Grundfreibetrag von 100 Euro (pauschal). Wer also nur 100 Euro im Monat dazuverdient, 
kann dieses Nebeneinkommen vollständig behalten. 
 
Der Erwerbstätigenfreibetrag beträgt zusätzlich für jeden Euro über 100 Euro: 

- bis 1.000 Euro gelten 20 % (0,20 Euro von 1 Euro) 
- von 1.000 bis 1.200 Euro gelten 10 % (0,10 Euro von 1 Euro) 
- von 1.200 Euro bis 1.500 Euro gelten weitere 10 %, jedoch nur für Personen mit mindestens 

einem minderjährigen Kind (0,10 Euro von 1 Euro). 
Darüber liegendes Einkommen wird voll angerechnet. 
 
Beispiel: Bruttoeinkommen 1.200 Euro 
                                     100 Euro  (Grundfreibetrag) 
100 Euro bis 1.000   Euro = 900 Euro (davon 20 %)  =  180 Euro 
1.000 Euro bis 1.200 Euro = 200 Euro (davon 10 %) =   20 Euro 
Freibetrag                                       =  300 Euro 
Bruttoentgelt                        1.200 Euro 
./. Steuern                     150 Euro 
./. SV-Beiträge           150 Euro 
=  Nettoeinkommen       900 Euro 
./. Freibetrag (aus brutto)      300 Euro 
= anzurechnendes Einkommen     600 Euro werden vom Bedarf abgezogen 
 
Ausnahmeregelung: Bei einem Einkommen über 400 Euro können auf Antrag statt der 100-Euro-
Grundpauschale auch die tatsächlichen höheren Kosten geltend gemacht werden (Nachweis erfor-
derlich). Einige Absetzbeträge (z.B. Kfz-Versicherung) oder die 30 Euro-Pauschale gelten aber auch 
für andere Einnahmen, z.B. bei Einkommen aus Rente, Kindergeld, Alg I, Krankengeld, Vermietung 
und Verpachtung. 
 
Zur Gewährung der 30 Euro-Pauschale für angemessene private Versicherungen  
Die Pauschale ist vom Einkommen jeder volljährigen Person abzusetzen. Die 30 Euro-Pauschale ist 
bereits in dem Grundfreibetrag bei Erwerbseinkommen von 100 Euro nach § 11 Abs. 2 Satz 2 SGB II 
enthalten; sie kann daher nicht ein weiteres Mal gewährt werden.  
Bezieht eine Person Einkünfte aus mehreren Einkommensarten ist die Pauschale nur einmal zu ge-
währen. Die Pauschale ist auch vom Kindergeld für volljährige Kinder abzusetzen.  
Beziehen in einer Bedarfsgemeinschaft mehrere volljährige Personen Einkommen ist für jede Person 
die Pauschale von deren Einkommen abzusetzen. 
 
Neu: Bei steuerfreien Einnahmen aus nebenberuflichen Tätigkeiten als Übungsleiter, oder bei Aufwands-
entschädigungen bei ehrenamtlicher Tätigkeit gilt nur noch ein Freibetrag in Höhe von 175 Euro. 
 
Nicht zu berücksichtigende Einkommen (müssen aber angegeben werden): 
Es gibt einige Einkünfte, die nicht beim Alg II angerechnet werden: 

1. die Leistungen der Grundsicherung für Arbeitssuchende (also z.B. Alg II und Sozialgeld), 
2. Grundrenten nach dem Bundesversorgungsgesetz (BVG).  
3. zweckbestimmte Einnahmen und Zuwendungen der freien Wohlfahrtspflege, wenn Sie einen an-

deren Zweck haben als Alg II (z.B. vermögenswirksame Leistungen, Gelder zur Arbeitsförderung 
nach § 43 SGB IX, aber auch Entschädigungen an Blutspender).  

4. Entschädigungen, die wegen eines Schadens nach § 253 Abs. 2 BGB gezahlt werden 
(Schmerzensgeld und Geld für immaterielle Schäden), 

5. nicht steuerpflichtige Einnahmen einer Pflegeperson für Leistungen der Grundpflege und der 
hauswirtschaftlichen Versorgung, 

6. Eigenheimzulage, soweit sie nachweislich zur Finanzierung einer nicht als Vermögen zu be-
rücksichtigenden Immobilie verwendet wird (selbst bewohnte angemessene Immobilie), 

7. Kindergeld, das an Kinder, die nicht mehr im Haushalt leben, weitergeleitet wird, 
8. 100 Euro monatlich aus Erwerbseinkommen bei Sozialgeldempfängern unter 15 Jahren (wenn 

die/der Jugendliche z.B. Zeitungen austrägt und sich etwas hinzuverdient), 
9. einmalige Geldgeschenke an Minderjährige anlässlich der Konfirmation, Kommunion oder 

vergleichbarer religiöser Feste sowie der Jugendweihe bis zur Höhe von 3.100 Euro. 
10. 175 Euro vom Taschengeld, das ein Teilnehmer des Jugendfreiwilligendienstes erhält.  
11. Einkommen in Höhe von 10 Euro monatlich (z.B. Zinsen), 
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12. Rückerstattung von zuviel gezahlten Stromkosten, wenn diese aus dem Regelbedarf gezahlt wur-
den. 

13. 1.200 € / Jahr aus einem Ferienjob von Schüler/innen, die allgemeinbildende oder  
14. berufsbildende Schulen besuchen und keine Ausbildungsvergütung erhalten. Diese Einkünfte 

sind nur geschützt, wenn der Ferienjob nicht länger als 4 Wochen/Jahr dauert. Er kann aber 
auch z.B. auf 2 Wochen Oster- und 2 Wochen Sommerferien aufgeteilt werden. 

 
Aber: andere Renten (z.B. Altersrente oder Witwen-/Waisenrente, Erwerbsminderungsrente, Unfall-
rente) gelten als  Einkommen. 
 

Einkommen von Verwandten/Verschwägerten 
Lebt man mit Verwandten oder Verschwägerten in einem Haushalt, dann vermutet das Amt, dass 
man von diesen finanziell unterstützt wird und dementsprechend wird auch deren Einkommen und 
Vermögen berücksichtigt. Dabei wird ein anderer Freibetrag zugrunde gelegt: Doppelter Regelbedarf 
plus anteilige Warmmiete plus 50 % des darüber liegenden Nettoeinkommens. 
 
Beispiel: Die Mutter eines Leistungsberechtigten lebt mit im Haushalt und hat ein Einkommen von 
1.300 Euro (netto), die Miete beträgt 440 Euro. Die Freibetragserrechnung erfolgt so: 
 
Doppelter Regelbedarf (Ledige)         748 Euro   
+ anteilige Warmmiete                       220 Euro 
=             968 Euro 
plus 50 % (1.300 Euro - 968 Euro : 2)           166 Euro 
Freibetrag                             1.134 Euro  
Also: Einkommen 1.300 Euro minus Freibetrag 1.134 Euro = es werden 166 Euro auf das Alg II ange-
rechnet. 
 
Tipp: Man sollt gegebenenfalls gegenüber dem Amt schriftlich erklären, dass man mit Verwandten 
nur die Wohnung teilt, aber nicht gemeinsam wirtschaftet (kochen, einkaufen usw.) und keinerlei fi-
nanzielle Unterstützung erhält, dann darf auch deren Einkommen nicht angerechnet werden.  

 
 
inmalige Leistungen: 
Gemäß § 20 Abs. 1 SGB II  wird der gesamte Bedarf des notwendigen Lebensunterhalts in 
Form von Regelbedarfen erbracht. Infolgedessen umfassen die Regelbedarfe neben Ernäh-
rung, Körperpflege, Hausrat, Bedarfe des täglichen Lebens sowie in vertretbarem Umfange 

auch Beziehungen zur Umwelt und eine Teilnahme am kulturellen Leben auch die Leistungen für die 
Beschaffung von Gebrauchsgütern von längerer Gebrauchsdauer und höherem Anschaffungswert, 
Kleidung, Wäsche, Schuhe sowie Aufwendungen für besondere Anlässe (z.B. Weihnachtsfest, Kon-
firmation, Kommunion). Die leistungsberechtigte Person kann frei entscheiden, welche Prioritäten sie 
im Rahmen des ihr zur Verfügung stehenden Betrages bei der Deckung ihres notwendigen Bedarfs 
setzt. Sie ist grundsätzlich gehalten, einen Teil der monatlichen Leistungen anzusparen, um bei ent-
stehendem Bedarf zukünftig größere Anschaffungen tätigen zu können. Abweichend von § 20 Abs. 1 
SGB II werden nach § 24 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 und 2 SGB II einmalige Leistungen festgeschrieben, die 
nicht von den Regelbedarfen erfasst und somit bei Bedarf ergänzend zu gewähren sind. Hierbei han-
delt es sich um Leistungen für 

1. Erstausstattungen für die Wohnung einschließlich Haushaltsgeräte, 
2. Erstausstattungen für Bekleidung einschließlich bei Schwangerschaft und Geburt, 
 

Die Bedarfstatbestände sind abschließend aufgezählt und können im Falle von § 24 Abs. 3 Satz 1 Nr. 
1 und 2 SGB II pauschaliert werden, wenn geeignete Angaben über die erforderlichen Aufwendungen 
vorliegen und nachvollziehbare Erfahrungswerte berücksichtigt werden können. Ab dem 01. Mai 2011 
gelten für die Erstausstattung der Wohnung die folgenden Pauschalen: 
 

1 Personenhaushalt 1.073 Euro 

2 Personenhaushalt (2 Erwachsene) 1.359 Euro 

2 Personenhaushalt (1 Erwachsener und 1 Kind) 1.417 Euro 

3 Personenhaushalt (1 Erwachsener und 2 Kinder) 1.611 Euro 

4 Personenhaushalt (1 Erwachsener und 3 Kinder) 1.821 Euro 

E 
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3 Personenhaushalt (2 Erwachsene und 1 Kind) 1.736 Euro 

4 Personenhaushalt (2 Erwachsene und 2 Kinder) 1.899 Euro 

5 Personenhaushalt (2 Erwachsene und 3 Kinder) 2.109 Euro 
 
 

instiegsgeld: 
 
Alg II-Empfänger, die sich eine eigene wirtschaftliche Existenz gründen wollen, können bei ei-
ner entsprechenden Beantragung im Jobcenter durch ihren Arbeitsvermittler oder Fallmanager 

ein Einstiegsgeld erhalten. Ein rechtlicher Anspruch darauf besteht allerdings nicht. Das Ziel des Ein-
stiegesgeldes ist die Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt. Voraussetzung ist, dass 

• sie sich selbständig machen 
• Anspruch auf Alg II haben und erwerbstätig sind, d. h. mindestens 3 Stunden pro Tag arbeiten 

können, 
• ihre Tätigkeit einen hauptberuflichen Charakter hat, 
• vorerst kein ausreichendes Einkommen zu erwarten ist, 
• aber langfristig durch die Selbständigkeit so viel Einkünfte erzielt werden, dass sie den An-

spruch auf das Alg II verlieren.  
Bei der Ermittlung der Höhe des Einstiegsgeldes werden die bisherige Dauer der Arbeitslosigkeit und 
die Größe der Bedarfsgemeinschaft herangezogen. Normalerweise beträgt die Dauer der Förderung 
12 Monate. Eine Verlängerung auf maximal 24 Monate ist möglich. Sobald aber der Empfänger von 
Alg II nicht mehr als hilfsbedürftig eingestuft wird, erlischt der Anspruch. In Berlin empfiehlt die Ar-
beitsagentur, 50 Prozent des Alg II als Einstiegsgeld zu gewähren. Damit werden zusätzlich 175,50 
Euro (50 Prozent von einem Regelsatz in Höhe von 351,00 Euro) für den Leistungsempfänger und 10 
Prozent, also etwa 35,00 Euro für jedes weitere Mitglied der Bedarfsgemeinschaft, bezahlt.    
 

lterngeld 
Streichung des Elterngelds für ALG-II-Bezieher 
Wie gewonnen, so zerronnen, das gilt künftig für Hartz-IV-Familien, die Elterngeld erhalten. Die 
Elterngeldstellen überweisen ihnen zwar 300 Euro Elterngeld – dafür wird ihnen das ALG II 

jedoch um genau 300 Euro gekürzt. Bislang durften sie diese Leistung behalten. Zur Erinnerung: Als 
es vor 2007 noch das Erziehungsgeld gab, bekamen die jungen Eltern zusätzlich zum ALG II 300 Eu-
ro Erziehungsgeld – und zwar zwei Jahre lang. Durch das neue Elterngeld wurde dieser Zeitraum 
2007 auf ein Jahr zusammengestrichen. Nun fällt das Elterngeld für die Betroffenen ganz fort – und 
zwar auch hier übergangslos. Etwa 130.000 Familien werden dadurch kein Elterngeld mehr bekom-
men. 

 
ingliederungsvereinbarung 
Jeder Bezieher von ALG II muss eine „Eingliederungsvereinbarung“ abschließen. Darin wird 
vertraglich festgelegt, welche „Leistungen“ Sie vom Jobcenter erhalten und was Sie selbst für 
die Arbeitsuche tun müssen. Deshalb ist es wichtig, dass Sie einen möglichst guten „Vertrag“ 

für sich aushandeln. Fordern sie die Hilfen ein, die Sie für geeignet halten, Ihre Chancen auf einen 
Arbeitsplatz zu verbessern. Je mehr Sie einbringen desto geringer ist die Gefahr, dass man Ihnen un-
sinnige oder unerfüllbare Auflagen macht. Mit der Einführung der neuen arbeitsmarktpolitischen Ele-
mente am 01.01.2009 wird die Weigerung, eine Eingliederungsvereinbarung zu unterschreiben, nicht 
mehr mit einer Sanktion bestraft. Sie wird dann als einen Verwaltungsakt erhoben. Im § 39 SGB II ist 
dazu festgelegt, das ein Widerspruch und eine Anfechtungsklage gegen einen Verwaltungsakt, der 
über Leistungen der Grundsicherung entscheidet oder den Übergang eines Anspruches bewirkt, keine 
aufschiebende Wirkung haben.  
 

inkommen aus Ferienjobs 
Einnahmen aus Erwerbstätigkeit bleibt anrechnungsfrei, wenn: 
� es sich um Schüler handelt die allgemein- und berufsbildende Schulen besuchen 
� diese das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben 

� die Erwerbstätigkeit höchstens vier Wochen je Kalenderjahr ausgeübt wird 
� und der Betrag 1.200 EUR kalenderjährlich nicht überschreitet 
Diese Regelungen treffen nicht zu für Schüler die einen Anspruch auf Ausbildungsvergütung haben. 
(alle Punkte § 1 Abs. 4 ALG II – Vo (Entwurf), Inkrafttreten zum 01.Juni 2010). Die 1.200 EUR werden 
sich auf das brutto Einkommen beziehen (§ 2 Abs. 1 ALG II – Vo). 

E 
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instweilige Anordnung: 
Es ist in ALG II- Angelegenheiten häufig nicht zumutbar, Entscheidungen im normalen 
Klageverfahren abzuwarten. Bis eine Entscheidung in der ersten Instanz ergeht, können 
durchaus 2 bis 3 Jahre vergehen. Bis ein Rechtsstreit vom Bundessozialgericht entschieden 

wird, können bis zu 8 Jahren vergehen. Einstweilige Anordnungen (EA) sind Anträge auf Eilverfahren 
oder auch “vorläufiger Rechtsschutz”. Es geht schneller, weil es keine Klagen sind. Sie können eine 
Einstweilige Anordnung nur beantragen, wenn Sie in einer „dringenden Notlage“ sind. Ferner muss ein 
„wesentlicher Nachteil“ (§ 86 Abs. 2 SGG) mit einer sofortigen Entscheidung abgewendet werden und 
es darf nicht zumutbar sein, länger auf die beantragte Leistung zu warten. (§ 86b Abs. 2 SGG) 
Sie müssen daher darlegen, dass Sie keine Möglichkeit haben, sich anderweitig zu behelfen. 
Dringenden Bedarf haben Sie beispielsweise immer, wenn Sie 
* überhaupt kein Alg II/Sozialhilfe bekommen, 
obwohl Sie mittellos sind, 
* Hausrat benötigen, die Behörde Ihnen diesen aber verweigert, 
* nicht krankenversichert sind, aber behandelt werden müssen, 
* zum Erhalt Ihres Jobs einen Führerschein brauchen und der Fallmanager sich weigert,   die  sen zu 

finanzieren oder wenn  
* die Stromsperre droht oder Ihr Vermieter aufgrund von Mietrückständen die fristlose 
Kündigung aussprechen könnte.  
Bevor Sie einen Antrag auf Einstweilige Anordnung stellen, müssen Sie Widerspruch gegen den Ab-
lehnungsbescheid bei der Behörde eingelegt haben. 
Stellen Sie ihn direkt bei der Geschäftsstelle/ Rechtsantragsstelle des Sozialgerichts. 
Das ist am besten. Rufen Sie vorher an und fragen nach den Öffnungszeiten. Die RechtspflegerInnen 
des Sozialgerichtes formulieren kostenlos den Antrag mit Ihnen und für Sie und schreiben ihn nieder. 
Sie erhalten eine Durchschrift des Antrags. Nehmen Sie Ihren Personalausweis mit. Bringen Sie sämt-
liche Nachweise und Beweise mit, die Ihre Notlage belegen. Insbesondere die letzten Kontoauszüge. 
 

rbschaft: 
Ich habe geerbt, muss ich das dem Jobcenter melden? 
Jeder Empfänger von ALG II ist nach § 60 Abs. 1 Nr. 2 SGB I verpflichtet, (spätestens) nach 
einer eventuellen Erbschaftsannahme die Erbschaft anzuzeigen. Außerdem kann die Bundes-

agentur Einsicht in die Akten des Nachlassgerichts nehmen (was voraussetzt, dass die Bundesagen-
tur von dem Tod des Erblassers erfahren hat). Schließlich kann der Erbfall natürlich von missgünsti-
gen Verwandten, Bekannten oder Nachbarn angezeigt werden. 
Was passiert, wenn ich die Erbschaft nicht melde? 
Unterlässt der Empfänger von ALG II die Anzeige der Erbschaft, begeht er nach § 63 Abs. 1 Nr. 6 
SGB II eine Ordnungswidrigkeit, die nach § 63 Abs. 2 SGB II mit einem Bußgeld von bis zu 5.000,00 
EUR geahndet werden kann. Außerdem macht er sich unter Umständen nach § 263 StGB wegen Be-
trugs strafbar. Bei nicht angezeigter Erbschaft dürfte aber in der Regel von einer Strafverfolgung ab-
gesehen werden, da vielen Empfängern die Problematik schlicht nicht nachvollziehbar ist. Außerdem 
handelt es sich unter Umständen um sog. sozialwidriges Verhalten, welche Ersatzansprüche nach § 
34 SGB II begründen kann. 
Was passiert, wenn ich die Erbschaft ausschlage? 
Ist der Erbfall bereits eingetreten, sollte der Erbe überlegen, ob ein Verzicht auf die Erbschaft oder 
eine Ausschlagung sinnvoll ist. 
Allerdings sollte man im Hinblick auf § 34 Abs. 1 SGB II beachten, dass hier eine Leistungseinstellung 
bzw. -verweigerung wegen vorsätzlicher oder grob fahrlässiger Herbeiführung der Hilfsbedürftigkeit 
möglich ist. 
Schließlich weigert man sich, Einkommen anzunehmen, das einem zusteht. Eine solche Weigerung 
begründet keine Hilfebedürftigkeit und damit keine Ansprüche nach SGB II. 
Eine Ausschlagung ist hier nur sinnvoll, wenn man Schulden erbt. 
Ist das Erbe für einen ALG II-Empfänger Einkommen oder Vermögen? 
Wenn man währen des Bezuges von ALG II erbt, egal ob verwertbare Sachwerte oder Geld, stellt die-
ses Erbe Einkommen im Sinne des § 11 SGB II dar und wird von der ARGE als einmaliges Einkom-
men auf das ALG II des Erben angerechnet. 
Wird das gesamte Erbe berücksichtigt? 
Generell kann nur der Betrag des Erbes berücksichtigt werden, der tatsächlich für Leistungen, für die 
das ALG II gezahlt wird, zur Verfügung steht. D.h. alle Aufwendungen, welche mit der Erbschaft ver-
bunden sind, müssen davon abgezogen werden (§ 11 Abs. 2 Nr. 5 SGB II). Dazu gehören u.a. Erb-
schaftssteuer, Schulden, des Erblassers, Bestattungskosten, usw.  

E 
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Gegenstände oder Sachwerte können nur (mit ihrem Verkaufserlös) berücksichtigt werden, wenn de-
ren Verwertung möglich ist und keine besondere Härte darstellt. 
Wie werden einmalige Einnahmen berücksichtigt? 
Geregelt ist dies in § 2 Abs. 2 Satz 3 ALG II-VO, dort heißt es: 
Einmalige Einnahmen sind von dem Monat an zu berücksichtigen, in dem sie zufließen. Abweichend 
von Satz 1 ist eine Berücksichtigung der Einnahmen ab dem Monat, der auf den Monat des Zuflusses 
folgt, zulässig, wenn Leistungen für den Monat des Zuflusses bereits erbracht worden sind. Einmalige 
Einnahmen sind, soweit nicht im Einzelfall eine andere Regelung angezeigt ist, auf einen angemesse-
nen Zeitraum aufzuteilen und monatlich mit einem entsprechenden Teilbetrag anzusetzen. 
Ganz wichtig ist hierbei, dass einmalige Einnahmen generell nicht wie Einkommen aus Erwerbstätig-
keit behandelt werden. 
Was bedeutet dies nun im Einzelnen für den/die Betroffenen? 
Dazu gibt die Handlungsanweisung der BA zum § 11 SGB II ab Rz. 11.60 umfassend Auskunft: Die 
Anrechnung ist daher im Regelfall in einer Summe vorzunehmen, wenn der aus der einmaligen Ein-
nahme anzurechnende Betrag geringer ist als die Differenz zwischen dem Gesamtbedarf und einem 
ggf. anzurechnenden laufenden Einkommen. Der Zuschlag nach § 24 und Zuschüsse nach § 26 sind 
dabei nicht in die Berechnung einzubeziehen. Ist eine einmalige Einnahme in erheblicher Höhe (z.B. 
Erbschaften oder Abfindungen während des Leistungsbezuges) anzurechnen, kann auch ein vollstän-
diger Leistungsausschluss in Betracht kommen. Dabei sind im Rahmen der Ermessensausübung die 
Auswirkungen einer Beendigung des Leistungsbezuges auf laufende Eingliederungsmaßnahmen, den 
Zuschlag nach § 24 und insbesondere auf den Krankenversicherungsschutz zu berücksichtigen. Kann 
der Krankenversicherungsschutz nicht über eine Familienversicherung sichergestellt werden, ist bei 
Anrechnungszeiträumen von bis zu sechs Monaten dem Leistungsbezieher der Abschluss einer frei-
willigen gesetzlichen oder privaten Krankenversicherung in der Regel nicht zuzumuten. Die Anrech-
nung sollte in diesen Fällen so vorgenommen werden, dass ein Zahlbetrag verbleibt und somit der 
KV-Schutz erhalten bleibt. Kann mit dem Anrechnungsbetrag aus einer einmaligen Einnahme ggf. 
auch unter Berücksichtigung eines sonstigen Einkommens der Gesamtbedarf für einen Zeitraum von 
mehr als sechs Monaten gedeckt werden, so kann auch ein Verweis auf eine Finanzierung des KV-
Schutzes aus dieser Einnahme zumutbar sein. Dabei gilt: je höher die einmalige Einnahme ist, und 
umso länger der Lebensunterhalt damit gesichert werden kann, desto eher ist die Tragung der Kosten 
des KV-Schutzes dem Antragsteller zuzumuten. Soll in diesen Fällen ein vollständiger Leistungsaus-
schluss erfolgen, so sind die dem Antragsteller für die freiwillige gesetzliche oder private Krankenver-
sicherung entstehenden Kosten bei der Ermittlung der Dauer des Leistungsausschlusses entspre-
chend § 26 Abs. 3 zu berücksichtigen. D.h. also, dass die einmalige Einnahme in dem Monat auf das 
ALG II angerechnet wird, indem man sie erhält, wenn der Betrag geringer ist als das ALG II. Ist der 
Betrag höher als das ALG II, soll durch die Anrechnung in monatlichen Raten verhindert werden, dass 
der KV-Schutz entfällt. Nur bei sehr hohen einmaligen Beträgen sind eine Leistungseinstellung und 
damit die Selbstversicherung zulässig. Lebt man in einer BG, ist man den anderen Mitgliedern gegen-
über unterhaltspflichtig. D.h. das einmalige Einkommen wird auf den Bedarf aller Mitglieder der BG 
verteilt.  
Auch ein Freibetrag muss hier gewährt werden 
Insbesondere die Pauschale für angemessene private Versicherungen in Höhe von 30 € und die Auf-
wendungen für gesetzlich vorgeschriebene Versicherungen (z. B. Kfz-Versicherung) sind für jeden 
Monat, für den einmaliges Einkommen angerechnet wird, zu berücksichtigen. Bsp.: Wenn das Amt 
von 1200€ jeden Monat 100€ anrechnet, muss es davon 30€ plus Aufwendungen für gesetzlich vor-
geschriebene Versicherungen (z.B. KFZ-Haftpflicht) absetzen. Es dürfen also tatsächlich nur 70€ oder 
weniger angerechnet werden. Bei einer BG, wenn das einmalige Einkommen auf den Bedarf aller Mit-
glieder der BG verteilt wird, muss auch für jedes Mitglied der BG ein eigener Freibetrag berücksichtigt 
werden.  
 

rwerbsfähige Hilfebedürftige mit einer Behinderung:  
SGB II - Arbeitshilfe Arbeitsgelegenheiten (AGH) nach § 16d SGB II Stand: Juli 2009 
Erwerbsfähige Hilfebedürftige, die Anspruch auf Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben 
nach dem SGB IX durch die zuständigen Rehabilitationsträger haben, sollen grundsätzlich 

nicht in Arbeitsgelegenheiten zugewiesen werden. Nach § 33 Abs. 1 SGB IX werden vom zuständigen 
Rehabilitationsträger die erforderlichen Leistungen erbracht, um die Erwerbsfähigkeit behinderter oder 
von Behinderung bedrohter Menschen entsprechend ihrer Leistungsfähigkeit zu erhalten, zu 
verbessern, herzustellen oder wiederherzustellen. Arbeitsgelegenheiten nach dem SGB II kommen 
nur in Betracht, sofern vorrangige Eingliederungsleistungen nicht zur Verfügung stehen. Gerade diese 
sind aber durch den zuständigen Rehabilitationsträger für erwerbsfähige Hilfebedürftige mit Anspruch 
auf Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben zu erbringen. Der Träger der Grundsicherung nach dem 
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SGB II hat anschließend die Aufgabe der zügigen Integration in den regulären Arbeitsmarkt. Aufgrund 
dieser vorrangigen Leistungen kommt eine Zuweisung in eine Arbeitsgelegenheit in der Regel nicht in 
Frage. Sollte in besonderen Ausnahmefällen dennoch eine Teilnahme an Arbeitsgelegenheiten in 
Betracht gezogen werden, so ist vor Aufnahme in eine Arbeitsgelegenheit mit dem 
Rehabilitationsträger abzuklären, wie dieser das Rehabilitationsverfahren fortzusetzen beabsichtigt. 
Dessen Leistungen sind in jedem Fall vorrangig. 
Beachte: Es muss rechtzeitig ein Antrag auf Teilhabe am Arbeitsleben an den Rehabilitationsträger 
gestellt werden. Erst wenn dieser abschlägig beschieden wird, kann im Einzelfall auf Grundlage des 
Ablehnungsbescheides des Rentenversicherungsträgers einer Arbeitsangelegenheit durch das 
Jobcenter zugestimmt werden.  
 

 ahrkosten:  
Bundessozialgericht - B 14/7b AS 50/06 R - Urteil vom 06.12.2007 
“Die Leistungsträger haben bei der Entscheidung über Sozialleistungen, deren Gewährung in 
ihrem Ermessen steht, ihr Ermessen entsprechend dem Zweck der Ermächtigung auszuüben 

und die gesetzlichen Grenzen des Ermessens einzuhalten. Bei der Erstattung von Reisekosten han-
delt es sich um eine Sozialleistung i.S. des § 11 Satz 1 SGB I. Die Erstattung von Reisekosten ist eine 
im Sozialgesetzbuch, nämlich im SGB III und über die Verweisungsnormen der §§ 16 Abs. 1 Satz 1 
und 59 SGB II auch im SGB II vorgesehene Geldleistung und erfüllt damit die Voraussetzungen für 
eine Sozialleistung. Die Übernahme von Kosten für Fahrten zu Beratungs- und Vermittlungsgesprä-
chen bei dem zuständigen Leistungsträger nach dem SGB II dient der Verwirklichung der sozialen 
Rechte auf Beratung und Förderung nach § 3 Abs. 2 SGB I. Die Übernahme der Fahrkosten zu Mel-
determinen nach § 59 SGB II i.V.m. § 309 SGB III dient den in § 309 Abs. 2 SGB III festgelegten Zwe-
cken und damit ebenfalls dem Recht auf Beratung und Förderung sowie der wirtschaftlichen Siche-
rung bei Arbeitslosigkeit, § 3 Abs. 2 Nr. 4 SGB I.  
 

esundheitsfonds: 
Die Finanzierung der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) wird mit der Einführung des 
Gesundheitsfonds neu gestaltet. Ab dem 1. Januar 2009 zahlen alle Beitragszahler den glei-
chen Beitragssatz. Damit gelten - wie in der gesetzlichen Pflege-, Renten- und Arbeitslosen-

versicherung bereits heute - einheitliche Beitragssätze auch in der GKV. Der Bund leistet zur pau-
schalen Abgeltung der Aufwendungen der Krankenkassen für versicherungsfremde Leistungen für 
das Jahr 2009 vier Milliarden Euro an den Gesundheitsfonds. Ab dem Jahr 2010 erhöhen sich die 
Leistungen des Bundes um jährlich 1,5 Milliarden Euro bis zu einer Gesamtsumme von 14 Milliarden 
Euro. Jede Krankenkasse erhält pro Versicherte eine pauschale Zuweisung sowie ergänzende Zu- 
und Abschläge je nach Alter, Geschlecht und Krankheit ihrer Versicherten. Durch die besondere Be-
rücksichtigung schwerwiegender und kostenintensiver chronischer Krankheiten trägt der Risikostruk-
turausgleich dem unterschiedlichen Versorgungsbedarf der Versicherten einer Krankenkasse Rech-
nung. Ab dem 1. Januar 2011 erhalten Arbeitgeber, die dies wünschen, zusätzlich die Möglichkeit, 
ihre Beiträge, Beitragsnachweise und Meldungen gebündelt an eine Weiterleitungsstelle zu entrichten. 
Diese leitet die Beiträge an alle Sozialversicherungsträger weiter. Der neue Spitzenverband Bund der 
Krankenkassen sichert eine bundesweit einheitliche Einzugspraxis. Das neue Finanzierungssystem 
des Gesundheitsfonds macht die Leistungen der Krankenkassen beim Leistungs- und Kostenmana-
gement transparent.  
 

oldene Regeln für den Umgang mit dem Jobcenter 
Immer wieder kommt es zu Problemen mit und bei den Jobcentern. Die Gründe hierfür sind 
vielfältig: 
 

    * Anträge werden aus Unwissenheit zu spät oder gar nicht gestellt. 
    * Antragsteller finden sich nicht zu Recht im ARGE-Dschungel. 
    * Sie kennen ihre Rechte nicht und sind von den vielen Paragrafen überfordert. 
    * Sie werden häufig falsch bzw. gar nicht informiert.  
    * Sie werden vertröstet, weggeschickt und zwischen den Abteilungen hin- und hergeschoben. 
    * Die SB kennen sich selbst nicht aus oder wollen sich einfach nicht auskennen. 
    * Die "Sparwut" der Leistungsträger wird rigoros und rücksichtslos umgesetzt. 
 
Diesen Teufelskreis kann nur durchbrechen, wer informiert ist! Doch es gibt einige grundsätzliche Re-
geln, die immer gelten. Wir haben diese mal für euch zusammengefasst, um euch einen Leitfaden 
durch den ARGE-Dschungel an die Hand zu geben. 
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1. Anträge rechtzeitig stellen, d. h. sofort, wenn der Bedarf bekannt ist! 
 
2. Jeder im Alter von 15 – 65 Jahren hat ein Anrecht darauf, einen Antrag auf Sozialleistungen zu stel-
len. Hiermit ist nicht nur der Antrag auf ALG II gemeint, sondern z. B. auch ein Antrag auf Erstausstat-
tung, Kaution etc.  
(§ 36 Abs. 1 SGB I, § 7 Abs. 1 Satz 1 SGB II) 
 
3. Geht nicht alleine zum Jobcenter. Ihr habt ein Recht auf Anwesenheit eines Beistandes. Nehmt die-
ses Recht unbedingt wahr. Es ist zu eurem eigenen Schutz. 
(§ 13 Abs. 4 SGB X) 
 
4. Achtung: Ein Antrag ist nicht mit dem Antragsformular zu verwechseln! Das Formular ist nur eine 
„Arbeitshilfe“ für die SB. Also, wenn ihr selber einen Brief verfasst und diesen einreicht, dann ist auch 
das ein Antrag. Mit "Antrag“ ist nämlich im juristischen Sinne eine (einseitige) Willenserklärung ge-
meint, welche nicht zwangsläufig auf einem Formular erfolgen muss. 
 
5. Die SB haben die Pflicht, diese Anträge anzunehmen. Also, nicht abwimmeln lassen. Zeit ist ein 
enorm wichtiger Faktor, da die Anträge ab dem Datum gelten, an dem sie eingereicht wurden!  
(§§ 16 und 17 SGB I)  
 
6. Die SB der ARGE weigern sich partout, euren Antrag anzunehmen? Auch hierfür gibt es eine Lö-
sung:  
Auch ein „falsches Amt“, das für euer Anliegen nicht zuständig ist, darf euch nicht abwimmeln und 
muss euren Antrag entgegennehmen und an die zuständige Stelle weiterleiten. Auch in diesem Fall 
gilt: Empfang quittieren lassen! 
(§ 16 Abs. 1, 2 & 3 SGB I) 
 
7. Wird behauptet, der Antrag könne nicht angenommen bzw. bearbeitet werden, weil z. B. Unterlagen 
fehlen, gar kein Anspruch bestehe oder ähnlicher Unfug, dann lasst euch davon nicht beeindrucken. 
Diese Aussagen sind falsch! Auch ein unvollständiger Antrag ist ein Antrag und muss angenommen 
werden. Fehlende Unterlagen solltet ihr jedoch ganz fix nach reichen, damit über den Antrag schnell 
entschieden werden kann. Ob Anspruch besteht oder nicht, kann und sollte erst nach Prüfung eures 
Antrags entschieden werden. 
ACHTUNG: Weder die Melde-/Ummeldbescheinigung, noch ein geänderter Ausweis sind für den An-
trag erforderlich! Die Forderung von Melde-/Ummeldebescheinigung und/oder geändertem Ausweis ist 
nicht nur unbillig, sondern ein versuchter Betrug. Die Änderung des Ausweises und die Melde-
/Ummeldebescheinigung kann erst nach einem Umzug erfolgen. Die Differenz zwischen Umzugsda-
tum und Ummeldung - zumal ihr 7 Tage Zeit habt, euch umzumelden - würdet ihr demnach vom Amt 
nicht erhalten. 
 
8. Der sicherste Weg ist immer ein schriftlicher Antrag! Unbedingt einen schriftlichen Bescheid anfor-
dern. Das ist euer gutes Recht und die Voraussetzung, um eine Entscheidung des Amts vor Gericht 
überprüfen lassen zu können. 
(§ 33 Abs. 2 SGB X) 
 
9. Fertigt von jedem Formular bzw. Schriftstück, das ihr bei der ARGE einreicht, eine Kopie für eure 
Unterlagen an!  
 
10. Lasst euch unbedingt den Empfang quittieren! Entweder auf eurer Kopie des Formulars oder, bei 
formlosen schriftlichen Anträgen, auf eurer Kopie des Briefes. Sollte dies nicht möglich sein (Wochen-
ende, ARGE geschlossen etc.), dann gibt es zwei Möglichkeiten: 
a) Ihr werft den Brief im Beisein eines Zeugen in den Hausbriefkasten. 
b) Ihr versendet den Brief per Einschreiben mit Rückschein.  
Dies gilt auch, wenn euch eine Eingangsbestätigung rigoros verweigert wird! 
WICHTIG: Ein Telefax, auch mit Sendebericht, hat KEINE Beweiskraft! 
 
11. Gebt NIEMALS eure Originale (Mietvertrag, Kontoauszüge etc.) aus der Hand! Diese gehen zu 
leicht verloren oder es wird später behauptet, ihr hättet sie nie eingereicht. Ohne eure Originale habt 
ihr keine Beweismittel mehr in der Hand, falls es zu Problemen kommen sollte. Lasst euch also nicht 
einlullen von Sätzen wie: „Ich schicke ihnen die Sachen dann zu.“ oder „Sie können die Unterlagen 
dann beim nächsten Termin wieder mitnehmen“. Wenn die/der SB angeblich keine Zeit oder keine 
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Lust hat, dann packt eure Unterlagen wieder ein. Lasst euch einen neuen Termin geben oder besteht 
darauf, dass man sich jetzt die Zeit für euch nimmt! 
 
12. Für alle Originale, die ihr nur vorzeigen müsst (z. B. Mietvertrag, Kontoauszüge), gilt:  
NUR angucken! – NICHT anfassen! Kopien sind i. d. R. unnötig, da ein Vermerk in eurer Akte, dass 
die Dokumente zur Einsicht vorgelegt wurden, völlig ausreicht. 
 
13. Nehmt jedes Formular bzw. Schriftstück, das ihr von der ARGE erhaltet, gründlich unter die Lupe. 
Lest zuerst alles sorgfältig durch, bevor ihr etwas ausfüllt und/oder unterschreibt. ACHTUNG: Beach-
tet unbedingt auch die Rückseiten! Dort werden oft noch wichtige Informationen "versteckt", die sich 
später als böse Falle erweisen können. 
 
14. Wichtig! Die/Der SB ist NICHT euer "Beichtvater"! Zu oft wird versucht, auf die "freundliche Tour" 
an Informationen zu gelangen, die für die Antragsbearbeitung absolut nicht relevant sind. Ein gesun-
des Misstrauen ist hier durchaus angebracht. Im Zweifel fragt also nach, wofür genau die Angaben 
benötigt werden.  
 

ausbesuche 
Dem Grundgesetz zufolge ist die Wohnung unverletzlich. (Art. 13 Abs. 1 GG) In dieses Grund-
recht darf nur durch richterliche Anordnung eingegriffen werden. Selbst die Polizei darf nur mit 
einer solchen richterlichen Anordnung “Hausbesuche” machen, es sei denn, es ist “Gefahr im 

Verzug”. Hausbesuche sind und bleiben in der Regel rechtswidrig. 
Wenn ein Hausbesuch verlangt wird, fragen Sie nach den Sachverhalten, die angeblich durch “Inau-
genscheinnahme” bewiesen werden müssen. “Werden Sozialdaten beim Betroffenen erhoben, ist er 
[...] über die Zweckbestimmung der Erhebung [...] zu unterrichten.” (§ 67a Abs. 3 SGB X) Dann kön-
nen Sie beurteilen, ob ein Hausbesuch erforderlich ist. Beschweren Sie sich beim Landesschutzbeauf-
tragten, wenn ein Hausbesuch verlangt wird, obwohl er nicht erforderlich ist. Wenn eine Ermittlerin 
ohne Anmeldung vor der Tür steht, fragen Sie zunächst, warum sie ohne Anmeldung kommt. Sozial-
detektive haben keinerlei polizeiliche Durchsuchungsbefugnisse. Wenn ein Hausbesuch unangemel-
det oder zu einer nicht vereinbarten Zeit erfolgt, brauchen Sie nicht einzuwilligen. Sozialdetektive “ 
müssen eindeutig klarstellen, dass er (der Hilfeempfänger) nicht verpflichtet ist, ihnen Einlass zu ge-
währen.” (Landesdatenschutzbeauftragter BW in: info also 1998, 53f.) 
Wenn ein Hausbesuch erforderlich sein sollte und Sie in diesem Moment keinen Hausbesuch zulas-
sen wollen, können Sie sagen, dass Sie keine Zeit haben, eben das Haus verlassen wollten (was Sie 
dann auch tatsächlich tun müssen), dass es Ihnen ganz einfach nicht passt oder auch dass es Ihnen 
nicht gut geht usw. 
Wenn Sie einen Hausbesuch zulassen, hat die Behörde keinerlei Befugnis, auch nur irgendein Be-
hältnis, einen Kleiderschrank, Kühlschrank oder eine Zimmertür ohne Ihre Zustimmung zu öffnen. An-
dernfalls kann das der Grund für eine Dienstaufsichtsbeschwerde sein. 
Die Ermittler dürfen sich auch nicht in der ganzen Wohnung umschauen, wenn es nur um das ein-
sturzgefährdete Bett geht, dessen Neuanschaffung Sie nicht aus Ihrem Regelsatz finanzieren können. 
Die Ermittler dürfen auch kein Ausstattungsbogen ausfüllen, in dem die vorhandenen Möbel festgehal-
ten werden. 
Es dürfen nur Sachverhalte ermittelt werden, die für eine beantragte Leistung erheblich sind. Für an-
dere Ermittlungen gibt es keinerlei Mitwirkungspflicht. Sie brauchen sie nicht zu erdulden. 
 

inzuverdienst 
Stand -aktuell - 2011 
100 Euro dürfen Sie komplett behalten. 
Beispielrechnungen: 

Bei einem Erwerbseinkommen von 100 Euro bis 1000 Euro dürfen Sie 20% behalten (Höchstbetrag: 
180 Euro.) 
Bei einem Erwerbseinkommen von 1000 Euro bis 1200 Euro dürfen Sie 10% behalten (Höchstbetrag: 
20 Euro.) 
Bei einem Erwerbseinkommen von 1200 Euro bis 1500 Euro dürfen Sie 10 % behalten (Höchstbetrag 
30 Euro.) 
Gesamtsumme der Freibeträge: 230 Euro 
 

nstandhaltungskosten: 
Kosten für notwendige, mietvertraglich geschuldete Renovierungen und Schönheitsreparaturen 
während des Mietverhältnisses können übernommen werden. Bei berechtigter Forderung des Ver-
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mieters können die Kosten auch bei Auszug erstattet werden. Kleinere Ausbesserungs- und Repara-
turarbeiten müssen jedoch selbst bezahlt werden.   
 

lage vor dem Sozialgericht 
Grundlage: 
Durch den Widerspruch wird das Vorverfahren gemäß § 83 Sozialgerichtsgesetz (SGG) eröff-
net. Wird kein oder kein fristgerechter Widerspruch eingelegt, wird der Verwaltungsakt i.d.R. 

rechtlich bindend (§ 77 SGG). Damit wird es notwendig, erst mit einem Überprüfungsantrag nach § 44 
SGB X das Verwaltungsverfahren wieder zu eröffnen. Anstatt des rechtskräftig gewordenen Beschei-
des tritt dann der Bescheid  des Überprüfungsantrages.  
Die Klage: 
Die Klage im 1. und 2. Rechtszug, beim Sozialgericht und Landessozialgericht, ist jeweils ohne Anwalt 
möglich. Nur im 3. Rechtszug, vor dem Bundessozialgericht, gibt es Anwaltszwang. Gerichtskosten 
entstehen für Bezieher von Alg II und Sozialhilfe nicht.  
Im Allgemeinen gilt die Reihenfolge: 

1. Antrag 
2. Verwaltungsakt (Bescheid)  
3. Widerspruch 
4. Verwaltungsakt (Widerspruchsbescheid) 
5. Klage beim zuständigen Sozialgericht 
6. Berufung beim zuständigen Landesgericht 
7. Revision beim Bundessozialgericht 

(6. und 7. soweit zugelassen) 
Klagen kann jeder Volljährige (§ 71 SGG). Sammelklagen sind gemäß § 74 SGG möglich. Man kann 
sich auch durch einen Prozessbevollmächtigten vertreten lassen (§ 73 SGG). Für die Prozesskosten-
hilfe gelten die Vorschriften gemäß § 73a SGG. Der Kläger kann die Klage bis zur Rechtskraft des 
Urteils zurücknehmen (§ 102 SGG). Kläger und Beklagte können sich vergleichen (§ 101 SGG). Die 
Klage kann nachträglich hinsichtlich der darin gestellten Anträge ergänzt oder abgeändert werden, 
wenn z.b. der zugrunde liegende Verwaltungsakt abgeändert wurde oder sich neue Erkenntnisse er-
geben haben (§ 99 Abs.3 SGG). 
Beachte:  
Wenn das Jobcenter den zugrunde liegenden Verwaltungsakt abgeändert und sich die Klage damit in 
der Hauptsache erledigt hat, sollte man die Rücknahme der Klage in Betracht ziehen.   
Klageschrift:  
Eine Klageschrift incl. Anlagen muss man in mindestens 2-facher Ausfertigung an das benannte Sozi-
algericht senden. Es kann sein, dass das Gericht mehr Ausfertigungen haben will. Dann wird man 
vom Gericht angeschrieben und aufgefordert, die fehlenden Abschriften nachzusenden.  
Berufung: 
Wenn die Klage gescheitert ist, kann man vor dem Landessozialgericht Berufung einlegen. Darin 
muss man begründen, warum die Entscheidung vom Sozialgericht falsch ist.  
Beschwerde: 
Wenn im Verfahren des Sozialgerichtes die Rechte eines Beteiligten nicht gewahrt wurden oder aber 
dieser mit den Entscheidungen während des Verfahrens nicht einverstanden ist, kann er Beschwerde 
gegen diese Entscheidungen bzw. die Rechtsverletzung beim Landessozialgericht einlegen.    
 

indergeld 
Deutsche erhalten nach dem Einkommensteuergesetz Kindergeld, wenn sie  
 
• in Deutschland ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben oder  

• im Ausland wohnen, aber in Deutschland entweder unbeschränkt einkommensteuerpflichtig sind 
oder entsprechend behandelt werden.  

 
In Deutschland wohnende Ausländer können Kindergeld erhalten, wenn sie eine gültige Niederlas-
sungserlaubnis besitzen. Bestimmte Aufenthaltserlaubnisse können ebenfalls einen Anspruch auf 
Kindergeld auslösen. Nähere Auskünfte darüber erteilt Ihnen Ihre Familienkasse.  

 
  

1. Kind 2. Kind 3. Kind 4. Kind usw. 

2010 184 Euro 184 Euro 190 Euro 215 Euro 
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Welchen Rang ein bestimmtes Kind hat (erstes Kind, zweites, ...), richtet sich nach seinem Alter: Das 
älteste Kind ist das erste, das zweitälteste das zweite usw. 
Das Kindergeld soll zwar beide Elternteile entlasten und steht jedem zur Hälfte zu. Die Familienkasse 
zahlt das Geld für ein bestimmtes Kind aber immer nur an eine Person aus. Deshalb gibt es genaue 
Spielregeln, an wen das Geld ausgezahlt wird: 
 
• Lebt ein Kind im gemeinsamen Haushalt, können die Eltern bestimmen, an welchen Elternteil das 

Kindergeld gezahlt werden soll. Ob die Eltern verheiratet sind, spielt keine Rolle. 
• Leben die Eltern des Kindes getrennt, bekommt derjenige das Kindergeld, bei dem das Kind 

wohnt ("Obhutsprinzip"). 
• Lebt das Kind in einem gemeinsamen Haushalt mit einem Elternteil und dessen neuen Ehepart-

ner, kann das Ehepaar bestimmen, an wen das Kindergeld ausgezahlt werden soll (Eltern- oder 
Stiefelternteil). 

• Lebt ein Kind nicht im Haushalt der Eltern, bekommt derjenige das Kindergeld, der dem Kind Un-
terhalt zahlt. Zahlen mehrere Berechtigte, geht das Kindergeld an denjenigen, der die höchste 
Summe trägt. 

 
Höherer Freibetrag: Pro Kind wird der Freibetrag von 3.648 Euro auf 3.840 Euro angehoben, insge-
samt also um 192 Euro. Rechnet man den Betreuungs- und den Erziehungsfreibetrag mit ein, betra-
gen die Freibeträge pro Kind zukünftig insgesamt 6.000 Euro (statt 5.808 Euro).  
Schulbedarfspaket als zusätzliche Leistung: Jeweils zum Schuljahresbeginn bis zum Abschluss der 
10. Jahrgangsstufe haben hilfebedürftige Schülerinnen und Schüler ab 2009 einen Anspruch auf je-
weils 100 Euro für Schulbedarf. 
 

inderzuschlag 
Der Kinderzuschlag ist eine Familienleistung, mit der Kinderarmut von Kindern unter 25 Jahren 
vermieden werden soll. Der Kinderzuschlag beträgt monatlich bis zu 140 Euro je Kind. Allein-
erziehende und Elternpaare haben Anspruch auf Kinderzuschlag für ihre unverheirateten, un-

ter 25 Jahre alten Kinder, die in ihrem Haushalt leben, wenn 
• für diese Kinder Kindergeld bezogen wird, 
• die monatlichen Einnahmen der Eltern die Mindesteinkommensgrenze erreichen, 
• das zu berücksichtigende Einkommen und Vermögen die Höchsteinkommensgrenze nicht 

übersteigt, 
• der Bedarf der Familie durch die Zahlung von Kindergeldzuschlag und evtl. zustehendem 

Wohngeld gedeckt ist und deshalb kein Anspruch auf Arbeitslosengeld II/ Sozialgeld beste-
hen.  

Für Elternpaare gilt eine Mindesteinkommensgrenze von 900 Euro, für Alleinerziehende in Höhe von 
600 Euro. Der Kinderzuschlag wird grundsätzlich jeweils für sechs Monate bewilligt. Hat ein Kind ei-
genes Einkommen und Vermögen (wobei Kindergeld oder anteiliges Wohngeld nicht mitgerechnet 
werden), vermindert sich der Kinderzuschlag. Auf den Restbetrag wird das Einkommen und Vermö-
gen der Eltern angerechnet, das die Bemessungsgrenze übersteigt. Dabei werden Einkünfte aus ei-
gener Erwerbstätigkeit nur zu 50 Prozent abgezogen; anderes Einkommen oder Vermögen in voller 
Höhe. Wenn Anstrengungen unterlassen werden, Einkommen eines Kindes (z.B. Unterhalt) zu erzie-
len, besteht für dieses Kind kein Anspruch auf Zuschlag. Der errechnete Kinderzuschlag muss zu-
sammen mit anderem Einkommen und Vermögen der Familie und evt. Wohngelder ausreichen, den 
Bedarf der gesamten Familie sicherzustellen, so dass kein Anspruch auf Arbeitslosengeld II besteht. 
Bei Personen, die Mehrbedarfe wegen Schwangerschaft, Alleinerziehung, Behinderung oder kosten-
aufwendiger Ernährung beanspruchen, können diese bei der Feststellung, ob Hilfebedürftigkeit ver-
mieden wird, außer Acht gelassen werden.  
Achtung:  
Kinderzuschlag muss gesondert schriftlich beantragt werden. Wenn Sie nur einen Antrag auf Kinder-
zuschlag gestellt haben, ein Anspruch darauf aber nicht besteht, können Sie mit Wirkung für die Ver-
gangenheit einen Antrag auf Arbeitslosengeld II stellen. Sie müssen diesen Antrag unverzüglich nach 
dem Monat stellen, in dem die Entscheidung bindend geworden ist.   
 

ontoauszüge 
Das Bundessozialgericht hat am 19.09.2008 in einem Grundsatzurteil (B 14 AS 45/07 R) entschieden, 
dass bei Erstanträgen und Anträgen auf eine Weiterbewilligung von Alg II die Kontoauszüge der letzten 3 
Monaten zur Datenerhebung und Prüfung von Leistungsvoraussetzungen dem Jobcenter vorzulegen 

sind. Auf der Einnahmenseite muss alles erkennbar sein, auf der Ausgabenseite muss in jedem Fall der Geldbe-
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trag erkennbar sein, lediglich im Rahmen des § 67 Abs. 12 i.V.m. § 67a SGB X dürfen bestimmte Daten ge-
schwärzt werden („Besondere Arten personenbezogener Daten sind Angaben über die rassische und ethnische 
Herkunft, politische Meinungen, religiöse oder philosophische Überzeugungen, Gewerkschaftszugehörigkeit, Ge-
sundheit oder Sexualleben“).  

Kosten im Pflegefall – Wer zahlt was? 

Wie beim Kindesunterhalt ist auch beim Unterhaltsanspruch der Eltern gegen die Kinder die Bedürf-
tigkeit der Eltern und die Leistungsfähigkeit der Kinder zu berücksichtigen. Eltern sind in der Regel 
dann bedürftig, wenn sie über keine ausreichende Altersversorgung verfügen und/oder die Ren-
te/Pension nicht für die oft sehr hohen Kosten eines Alters- oder Pflegeheims ausreichen. Vorhande-
nes Vermögen der Eltern ist außer dem sog. „Schonvermögen“ zu verwerten, bevor die Kinder in An-
spruch genommen werden können. Unter Schonvermögen fällt in der Regel nur noch ein kleiner 
Sparvertrag (2000 bis 2500 EUR), der auch bei Heimaufenthalten zu belassen ist. Nicht fällt darunter 
das vor dem Heimaufenthalt selbst genutzte Eigenheim. Schenkungen sind gemäß § 528 BGB rück-
gängig zu machen und das eigene Einkommen der Eltern ist voll zur Bedarfsdeckung einzusetzen. 
Die Höhe des Bedarfs richtet sich nach der Lebensstellung der Eltern, § 1610 I BGB. Bei Heimunter-
bringung entspricht er den nicht gedeckten Kosten einschließlich eines Taschengeldes. Als angemes-
senes Taschengeld wird man 5 bis 7 % des eigenen Einkommens, mindestens aber 50 EUR ansetzen 
müssen. 
 

rankheit 
Wenn Sie krank werden, sind Sie arbeitsunfähig. ALG II wird weiter gezahlt. (§ 25 SGB II) 
 
Anzeigepflicht 

Sie müssen der Behörde “unverzüglich”, d.h. am ersten Tag der Krankheit anzeigen, dass Sie krank 
sind und wie lange voraussichtlich. (§ 56 Satz 1 Nr. 1 SGB II) 
Das geht auch telefonisch. Spätestens vor Ablauf des dritten Tages Ihrer Krankheit müssen Sie der 
Behörde eine ärztliche Bescheinigung über die Arbeitsunfähigkeit und ihre voraussichtliche Dauer vor-
legen. (§ 56 Satz 1 Nr. 2 SGB II) Bezieher von Sozialgeld sind nicht anzeigepflichtig. Übrigens: Ar-
beitslose, die arbeitsunfähig sind, fallen aus der Arbeitslosenstatistik heraus. Beachte: Von Meldeter-
minen im Jobcenter können Sie nur fernbleiben, wenn Sie eine ärztlich attestierte Wegeunfähigkeits-
bescheinigung ausgestellt bekommen haben. 
Belastungsgrenze bei Zuzahlungen 
Die Zuzahlungsregeln sollen niemanden über Gebühr belasten. Deshalb müssen Erwachsene nicht 
mehr als zwei Prozent ihrer jährlichen Bruttoeinnahmen aus eigener Tasche hinzuzahlen. Für chro-
nisch Kranke, die wegen derselben schwerwiegenden Krankheit in Dauerbehandlung sind, liegt die 
Belastungsgrenze bei einem Prozent der jährlichen Bruttoeinnahmen. Diesen Anspruch haben aller-
dings nur noch chronisch Kranke, die sich – so steht es im Gesetz – "therapiegerecht" verhalten. Als 
therapiegerechtes Verhalten gilt beispielsweise, wenn chronisch Kranke den Empfehlungen ihres Arz-
tes folgen oder zum Beispiel an einem Behandlungsprogramm teilnehmen. Ein Patient gilt als 
schwerwiegend chronisch krank, wenn er wenigstens ein Jahr lang mindestens einmal pro Quartal 
ärztlich behandelt wurde (Dauerbehandlung) und bei ihm zusätzlich eines der folgenden Merkmale 
zutrifft: 

Einstufung wegen Pflegebedürftigkeit in Pflegestufe 2 oder 3, wobei nach Ablauf eines Jahres seit 
dem Beginn der Pflegebedürftigkeit das Vorliegen einer Dauerbehandlung unterstellt wird. Grad der 
Behinderung (GdB) von 60% oder Grad der Schädigungsfolgen (GdS) bzw. Minderung der Erwerbs-
fähigkeit (MdE) von mindestens 60%. Dabei muss dieselbe Erkrankung in dem Bescheid zur Fest-
stellung des GdB/GdS bzw. als Begründung bei der MdE aufgeführt sein. Erfordernis einer kontinu-
ierlichen medizinischen Versorgung (ärztliche oder psychotherapeutische Behandlung, Arzneimittel-
therapie, Behandlungspflege, Versorgung mit Heil-und Hilfsmitteln), ohne die eine lebensbedrohliche 
Verschlimmerung, eine Verminderung der Lebenserwartung oder eine dauerhafte Beeinträchtigung 
der Lebensqualität durch die aufgrund derselben schwerwiegenden Erkrankung verursachte Ge-
sundheitsstörung zu erwarten ist. 

Die Belastungsgrenze orientiert sich an den Haushaltseinnahmen. Das bedeutet: Die Zuzahlungen 
des Versicherten und seiner Angehörigen werden zusammengezählt. Ebenso die Einnahmen zum 
Lebensunterhalt der Familie. Für Angehörige, die im gemeinsamen Haushalt des Versicherten le-
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ben, werden Freibeträge berücksichtigt. Wer seine persönliche Belastungsgrenze erreicht hat, erhält 
von der Krankenkasse eine entsprechende Bescheinigung und muss für den Rest des Jahres keine 
Zuzahlungen mehr leisten. Wenn Sie wissen wollen, bis zu welcher Höhe Sie Zuzahlungen leisten 
müssen, lassen Sie sich in Ihrer Geschäftsstelle beraten. Beispiele für persönliche Belastungsgren-
zen: 

Maximale Summe aller Zuzahlungen innerhalb eines Jahres 
Jährliche Bruttoeinnahmen 

Belastungsgrenze 2 % Belastungsgrenze 1 % 

40.000 800 400 

30.000 600 300 

25.000 500 250 

20.000 400 200 

15.000 300 150 

10.000 200 100 

 
Beispiel unter Berücksichtigung von Freibeträgen 

Versicherter, verheiratet, zwei Kinder, Bruttoeinnahmen der Familie: 27.600 Euro im Jahr 2010. 
Freibetrag für seine Kinder: 14.016 Euro (zurzeit = 7.008 Euro pro Kind), für seine Ehefrau: 4.599 
Euro. Um diese Beträge reduziert sich sein anrechenbares Einkommen bei der Feststellung der Be-
lastungsgrenze. Für den verbleibenden Rest von 8.985 Euro gilt die Belastungsgrenze von 2 Pro-
zent. Das bedeutet: Der Versicherte zahlt für sich und seine Familie maximal 179,70 Euro an Zuzah-
lungen im Jahr 2010. 

rankengeld  
Pflichtversicherte haben nach 6 Wochen Arbeitsunfähigkeit Anspruch auf Krankengeld, 
Familienversicherte nicht. 
Wenn Sie Anspruch auf Krankengeld haben, bekommen Sie ALG II als Vorschuss auf das 

Krankengeld. Die Behörde lässt sich das ALG II dann von der Kasse erstatten. (nach § 102 SGB X) 
Medikamente 
Nur Kosten für verschreibungspflichtige Medikamente werden erstattet. Rezeptfreie Medikamente 
müssen Sie selbst bezahlen, auch wenn sie notwendig sind. Grundsätzlich werden 10 Prozent der 
Kosten als Zuzahlungen verlangt, höchstens 10 Euro, mindestens aber 5 Euro. 
Liegt der Preis unter 5 Euro, muss er voll bezahlt werden. Tipp: Oft ist dasselbe Produkt sowohl ver-
schreibungspflichtig, als auch nicht verschreibungspflichtig. Fragen Sie bei ihrer  
ÄrztIn oder ApothekerIn nach. 
Bei Heilmittel (z. B. Massage oder Krankengymnastik) müssen Sie 10 Prozent der Kosten selbst tra-
gen plus 10 Euro pro Verordnung. Tipp: Lassen Sie sich eine möglichst große Anzahl auf einmal ver-
ordnen. 
 

rankenhausbehandlung 
Sie haben freie Wahl des Krankenhauses. (§ 52 Abs. 2 SGB XII) 
“Leistungen nach diesem Buch erhält nicht, wer für länger als sechs Monate in einer stationä-
ren Einrichtung untergebracht ist.” (§ 7 Abs. 4 SGB II) 

Wenn Sie also bis zu sechs Monaten im Krankenhaus sind, muss ALG II weiter gezahlt werden. An-
spruch auf Taschengeld oder Kleidung haben Sie deshalb nicht. Jeder Patient muss bei Klinikaufent-
halten einen “Eigenanteil” von 10 Euro pro Tag für maximal 28 Tage zuzahlen. Also maximal 280 Euro 
pro Jahr. Das Bundessozialgericht hat entschieden - B 14 AS 22/07 R , dass, wenn ein Hartz-IV-
Empfänger im Krankenhaus ist, die ARGE nicht berechtigt ist, das Arbeitslosengeld II um den Verpfle-
gungssatz zu kürzen. Das BSG begründete die Entscheidung damit, dass das Arbeitslosengeld II eine 
pauschale Leistung ist, die einer individuellen Bedarfsermittlung nicht zugängig ist. Tipp: Stellen Sie 
sofort einen Befreiungsantrag. Sie müssen nur im Rahmen von 2 Prozent des Regelsatzes, also 84,24 
Euro jährlich zuzahlen. Krankentransporte von und zu Krankenhäusern zählen ebenfalls zu den Kas-
senleistungen. Sie müssen für jede Fahrt 10 Prozent der Kosten, höchstens 10 Euro, aber mindestens 
5 Euro hinzu zahlen. Das gilt auch für Kinder und Jugendliche. Fahrtkosten zur ambulanten Behand-
lung sind gestrichen, es sei denn, Sie haben eine dauerhafte Mobilitätseinschränkung (z. B. bestätigt 
durch einen Schwerbehindertenausweis mit dem Merkzeichen “aG”, “B1” oder “H”) und die Genehmi-
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gung des Sozialamts/der Krankenkasse. Fahrten zur Dialyse bzw. krebsmedizinischen Bestrahlung 
sind weitere gnädige Ausnahmen. 
Zahnersatz 
(Kronen, Brücken, Prothesen) 
Die Kassen zahlen seit dem 01.01.1998 nur noch 50 Prozent des Normalpreises als Zuschuss und 60 
bis 70 Prozent, wenn Sie jährlich einmal zum Zahnarzt gehen. 
Bezieher/Innen geringerer Einkommen erhalten von der Kasse einen Festzuschuss in Höhe von 100 
Prozent der Regelversorgung. Für Leistungen über die Regelversorgung hinaus müssen Sie selbst 
aufkommen. Als geringeres Einkommen gelten 966 Euro brutto für Alleinstehende, 1.328,25 Euro für 
Versicherte mit einem Angehörigen und 241,50 für jeden weiteren Angehörigen. Wenn Ihr Einkommen 
diese Beiträge knapp übersteigt, müssen Sie einen Eigenanteil zahlen. Unabhängig vom Einkommen 
erhalten BezieherInnen von ALG II/Grundsicherung/Sozialhilfe immer einen Zuschuss in Höhe von 
100 Prozent der Regelversorgung. Tipp: Fragen Sie Ihre Zahnarzt/In, ob Ihre Versorgung die von der 
Kasse anerkannte Regelversorgung übersteigt. Unterschreiben Sie keine Privatverträge über zusätzli-
che Leistungen, bevor Sie nicht bei der Kasse nachgefragt und deren Zustimmung eingeholt haben. 
Zuzahlungen 
(siehe –> Medikamente und –> Belastungsgrenze) 
Krankenkostzulage 
“Erwerbsfähige Hilfebedürftige, die aus medizinischen Gründen einer kostenaufwändigen 
Ernährung bedürfen, erhalten einen Mehrbedarf in angemessener Höhe.” (§ 21 Abs. 5 SGB II) Voll-
kost z. B. bei HIV oder Krebs: 25,56 Euro. 
Mehrbedarf 
Wenn Sie voll erwerbsgemindert sind steht Ihnen bis zum Alter von 65 Jahren ein Mehrbedarf in Höhe 
von 17 Prozent des maßgebenden Regelsatzes zu. Aber nur dann, wenn Sie einen Schwerbehinder-
tenausweis mit dem Merkzeichen G oder aG besitzen. 
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben 
 

aßnahmen der Eignungsfeststellung/ Trainingsmaßnahmen:  
Mit den Maßnahmen zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung werden die bisherigen 
Trainingsmaßnahmen, die Maßnahmen der Eignungsfeststellung und die Beauftragung Drit-
ter mit der Vermittlung neben weiteren Leistungen in einer Rechtsgrundlage zusammenge-

fasst.  
Förderungsfähig sind Maßnahmen zur 

• Heranführung an den Ausbildungs- und Arbeitsmarkt, 
• Feststellung, Verringerung oder Beseitigung von Vermittlungshemmnissen, 
• Vermittlung in eine versicherungspflichtige Beschäftigung, 
• Heranführung an eine selbständige Tätigkeit, 
• Stabilisierung einer Beschäftigungsaufnahme. 

Diese Maßnahmen können sowohl bei einem Träger als auch bei oder von einem Arbeitgeber erfol-
gen. Maßnahmen, die Ihnen berufstheoretische notwendige Kenntnisse und Fähigkeiten vermitteln, 
um eine Ausbildungs- bzw. Beschäftigungsmaßnahme erheblich zu erleichtern, können bis zu einer 
Dauer von acht Wochen gefördert werden. Maßnahmen bei einem Arbeitgeber dürfen eine Dauer von 
vier Wochen nicht übersteigen. 
Leistungen:  
Während einer Maßnahme zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung wird das zuletzt bezogene 
Arbeitslosengeld bzw. Arbeitslosengeld II weiter gezahlt. Daneben kann das Jobcenter die Kosten, die 
um Zusammenhang mit der Maßnahmeteilnahme entstehen, übernehmen. 
Rechtsanspruch: 
Arbeitslose können von ihrem Jobcenter die Zuweisung in eine Maßnahme verlangen, wenn sie sechs 
Monate nach Eintritt ihrer Arbeitslosigkeit noch arbeitslos sind. Welcher Maßnahme sie zugewiesen 
werden, entscheidet das Jobcenter. Für die Teilnahme entstehen Ihnen keine Kosten. 
Ermessen:  
Sie können auch auf Initiative Ihres Jobcenters in eine Maßnahme zugewiesen werden. Das Kriterium 
der sechsmonatigen Arbeitslosigkeit muss hier nicht vorliegen.  
 

ehrbedarf bei chronischen Krankheiten 
Nur noch bei neun von ehemals 17 chronischen Krankheiten gewähren die Behörden einen 
Hartz IV Mehrbedarf. Wer bislang Mehrbedarf wegen Diabetes, Hyperlipidämie, Hypertonie 
oder Hyperurikämie erhielt, bekommt dafür nun nichts mehr - nur einen Bescheid über "Weg-

fall des bisherigen ernährungsbedingten Mehrbedarf". Auch ALG II Bezieher mit Colitis ulcerosa, HIV, 
Krebs, Leberinsuffizienz, Morbus Crohn oder Multiple Sklerose erhalten keinen Mehrbedarf mehr, 
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wenn kein schwerer Krankheitsverlauf vorliegt. Geregelt ist dieser Mehrbedarf in § 21 Abs. 5 SGB II: 
"Erwerbsfähige Hilfebedürftige, die aus medizinischen Gründen einer kostenaufwändigen Ernährung 
bedürfen, erhalten einen Mehrbedarf in angemessener Höhe." Im Anhang der Weisung der BA zu § 
21 SGB II findet sich eine Liste mit Krankheiten und der Höhe des dafür zu gewährenden Mehrbedar-
fes. Dabei stützt sich die BA auf die "Empfehlungen des Deutschen Verein für öffentliche und private 
Fürsorge (DV)". 
Schon mit in Kraft treten der Änderung der Weisung der BA zu § 21 SGB II am 20 Dezember 2008 
wurde dies Liste anerkannter Krankheiten eben auf Empfehlung des o.g. Vereines gravierend von 
vorher 17 auf nunmehr noch 9 Krankheiten zusammen gestrichen. Zudem wurde bei 6 dieser 9 
Krankheiten der Mehrbedarf auf schwere Krankheitsverläufe beschränkt. Wer bislang Mehrbedarf we-
gen Diabetes, Hyperlipidämie, Hypertonie oder Hyperurikämie erhielt, bekommt dafür nun nichts mehr 
- nur einen Bescheid über "Wegfall des bisherigen ernährungsbedingten Mehrbedarf". Auch ALG II 
Bezieher mit Colitis ulcerosa, HIV, Krebs, Leberinsuffizienz, Morbus Crohn oder Multiple Sklerose er-
halten keinen Mehrbedarf mehr, wenn kein schwerer Krankheitsverlauf vorliegt. 
 

ietschulden: 
Mietschulden dürfen grundsätzlich nicht entstehen, denn jede Bedarfsgemeinschaft erhält 
sämtliche Kosten für ihre (angemessene) Wohnung. Sollten sie im Einzelfall doch einmal an-
fallen, können sie bei Sozialhilfeberechtigung in der Regel als Darlehen übernommen wer-

den, wenn Wohnungslosigkeit einzutreten droht, und bei Leistungsberechtigung nach dem SGB III 
zusätzlich, sofern bisher Leistungen für Wohnung und Heizung erbracht werden. Die Übernahme von 
Mietschulden kann nur eine Ausnahme sein. Denn Jede/r ist für die regelmäßige und pünktliche Zah-
lung seiner Miete verantwortlich. Wer dieser Verantwortung nicht nachkommt, verletzt die ihm oblie-
genden Pflichten aus dem Mietvertrag und handelt im Übrigen grob fahrlässig. Mietschulden für unan-
gemessene Wohnungen können nicht übernommen werden. Die direkte Überweisung der Miete an 
den Vermieter ist immer dann angezeigt, wenn die bewilligten Leistungen für Unterkunft und Heizung 
nicht für die Mietzahlungen verwendet wurden oder sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Gefahr be-
steht. Hierdurch soll vermieden werden, dass Mietschulden entstehen.   
 

itwirkungspflichten 
Diese gelten gleichermaßen für Anträge nach dem SGB XII  
§ 1 (1) Sozialgesetzbuch II (SGB II)  
Die Grundsicherung für Arbeitsuchende soll die Eigenverantwortung von erwerbsfähigen Hil-

febedürftigen und Personen, die mit ihnen in einer Bedarfsgemeinschaft leben, stärken und dazu bei-
tragen, dass sie ihren Lebensunterhalt unabhängig von der Grundsicherung aus eigenen Mitteln und 
Kräften bestreiten können. Sie soll erwerbsfähige Hilfebedürftige bei der Aufnahme oder Beibehaltung 
einer Erwerbstätigkeit unterstützen und den Lebensunterhalt sichern, soweit sie ihn nicht auf andere 
Weise bestreiten können. Die Gleichstellung von Männern und Frauen ist als durchgängiges Prinzip 
zu verfolgen. 
Die Leistungen der Grundsicherung sind insbesondere darauf auszurichten, dass  
 
1. durch eine Erwerbstätigkeit Hilfebedürftigkeit vermieden oder beseitigt, die Dauer der Hilfebedürf-

tigkeit verkürzt oder der Umfang der Hilfebedürftigkeit verringert wird,  
 
2. die Erwerbsfähigkeit des Hilfebedürftigen erhalten, verbessert oder wieder hergestellt wird,  
 
3. geschlechtsspezifischen Nachteilen von erwerbsfähigen Hilfebedürftigen entgegengewirkt wird,  
 
4. die familienspezifischen Lebensverhältnisse von erwerbsfähigen Hilfebedürftigen, die Kinder erzie-

hen oder pflegebedürftige Angehörige betreuen, berücksichtigt werden,  
 
5. behindertenspezifische Nachteile überwunden werden.  
 
§ 2 SGB II  
 
(1) Erwerbsfähige Hilfebedürftige und die mit ihnen in einer Bedarfsgemeinschaft lebenden Personen 

müssen alle Möglichkeiten zur Beendigung oder Verringerung ihrer Hilfebedürftigkeit ausschöp-
fen. Der erwerbsfähige Hilfebedürftige muss aktiv an allen Maßnahmen zu seiner Eingliederung in 
Arbeit mitwirken, insbesondere eine Eingliederungsvereinbarung abschließen. Wenn eine Er-
werbstätigkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt in absehbarer Zeit nicht möglich ist, hat der er-
werbsfähige Hilfebedürftige eine ihm angebotene zumutbare Arbeitsgelegenheit zu übernehmen.  
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(2) Erwerbsfähige Hilfebedürftige und die mit ihnen in einer Bedarfsgemeinschaft lebenden Personen 

haben in eigener Verantwortung alle Möglichkeiten zu nutzen, ihren Lebensunterhalt aus eigenen 
Mitteln und Kräften zu bestreiten. Erwerbsfähige Hilfebedürftige müssen ihre Arbeitskraft zur Be-
schaffung des Lebensunterhalts für sich und die mit ihnen in einer Bedarfsgemeinschaft lebenden 
Personen einsetzen.  

 
§ 31 SGB II  
Wer sich weigert, zumutbare Arbeit zu leisten, hat keinen Anspruch auf soziale Leistungen.  
§ 60 (1) SGB I  
Wer Sozialhilfeleistungen beantragt oder erhält, hat:  
 
1. alle Tatsachen anzugeben, die für die Leistung erheblich sind und auf Verlangen des zuständigen 

Leistungsträgers der Erteilung der erforderlichen Auskünfte durch Dritte zuzustimmen,  
 
2. Änderungen in den Verhältnissen, die für die Leistungen erheblich sind oder über die im Zusam-

menhang mit der Leistung Erklärungen abgegeben worden sind, unverzüglich mitzuteilen.  
 
3. Beweismittel zu bezeichnen und auf Verlangen des zuständigen Leistungsträgers Beweisurkunden 

vorzulegen oder ihrer Vorlage zuzustimmen.  
 
§ 66 (1) SGB I  
Kommt derjenige, der eine Sozialleistung beantragt oder erhält, seinen Mitwirkungspflichten nach den 
§§ 60 ff. SGB I nicht nach und wird hierdurch die Aufklärung des Sachverhaltes erheblich erschwert, 
kann der Leistungsträger ohne weitere Ermittlung die Leistung bis zur Nachholung der Mitwirkung 
ganz oder teilweise versagen oder entziehen, soweit die Voraussetzung der Leistung nicht nachge-
wiesen ist. Dies gilt entsprechend, wenn der Antragsteller oder Leistungsberechtigte in anderer Weise 
absichtlich die Aufklärung des Sachverhaltes erheblich erschwert.  
Auszug aus dem Strafgesetzbuch - § 263 –  
 
1. Wer in der Absicht sich oder einen Dritten einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, 

das Vermögen eines anderen dadurch beschädigt, dass er durch Vorspiegelung falscher oder 
durch Entstellung bzw. Unterdrückung wahrer Tatsachen einen Irrtum erregt oder unterhält, wird 
mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.  

 
2. Der Versuch ist strafbar.  
 
3. In besonders schweren Fällen beläuft sich die Freiheitsstrafe zwischen einem und zehn Jahren.  
 

etitionen 
Mit dem Petitionsrecht steht für alle Menschen in der Bundesrepublik Deutschland ein direkter 
Weg zum Parlament offen. Das Petitionsrecht gilt für jedermann, für Erwachsene wie Minder-
jährige, für Deutsche, Menschen anderer Herkunft aber auch z. B. für Inhaftierte und Ge-

schäftsunfähige. Eine Petition muss schriftlich eingereicht werden und Namen und Adresse des Pe-
tenten enthalten. Wird eine Petition gemeinschaftlich mit anderen (Interessengruppe, Bürgerinitiative, 
Verein oder ähnliches) eingereicht, ist ein Ansprechpartner zu benennen. Eine in Papierform einge-
reichte Petition muss ansonsten keine besonderen Formvorschriften erfüllen, jedoch vom Petenten 
handschriftlich unterschrieben werden. 
Bei der Einreichung einer Petition ist unbedingt die Zuständigkeit der Parlamente zu beachten. So 
sind für Petitionen, die das Bundesrecht unmittelbar, der Deutsche Bundestag und für Petitionen, die 
das Landesrecht betreffen, das Abgeordnetenhaus von Berlin zuständig.  
Hartz IV ist Ländersache. Somit sind alle Petitionen, die das Alg II betreffen, an das Abgeordneten-
haus von Berlin einzureichen. Petitionen können auch über das Internet online unter 
www.bundestag.de und www.parlament-berlin.de eingereicht werden. Sie sind das parlamentarische 
Mittel des Alg II-Empfängers, nach abschlägigem Bescheid des Jobcenters vor Einreichung einer Kla-
ge an dem Sozialgericht, doch noch zu seinem Recht zu kommen. 
      

egelsatz ALG II 
Die Regelleistungshöhe setzt sich aus der Summe der Verbrauchsausgaben zusammen, die 
sich prozentual aus den Abteilungen des vom Statistischen Bundesamt erstellten Verzeichnis-
ses ableitet. Errechnet auf der Basis von 345 Euro, wurde der Regelsatz am 01.01.2012 auf 
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374 Euro heraufgesetzt.  
 

Regelleistung Arbeitslosengeld II/ 
Sozialgeld und Mehrbedarfe im SGB II 

 
 

Leistungstabelle (Stand 1. Januar 2012): 

Aufwendungen für Erwachsene Kinder 6-7 J:  Kinder 7-14 J. 
Jugendliche 15-
18 J. 

Bildung*** 1,39 Euro 0,98 Euro 1,16 Euro 0,29 Euro 

Gaststättendienstleistungen 7,16 Euro 1,44 Euro 3,51 Euro 4,78 Euro 

Gesundheitspflege 15,55 Euro 6,09 Euro 4,95 Euro 6,56 Euro 

Verkehr / (kein Geschlechtsverkehr) 22,78 Euro 11,79 Euro 14,00 Euro 12,62 Euro 

Dienstleistungen / sonstige Waren 26,50 Euro 9,18 Euro 7,31 Euro 10,88 Euro 

Haushaltsgeräte / Innenausstattung 27,41 Euro 13,64 Euro 11,77 Euro 14,72 Euro 

Energie / Wohnungsinstandhaltung 30,24 Euro 7,04 Euro 11,07 Euro 15,34 Euro 

Nachrichtenübermittlung 31,96 Euro 15,75 Euro 15,35 Euro 15,79 Euro 

Schuhe / Bekleidung 30,40 Euro 31,18 Euro 33,32 Euro 37,21 Euro 

Freizeit / Kultur / Unterhaltung 39,96 Euro 35,93 Euro 41,33 Euro 31,41 Euro 

Alkoholfreie Getränke / Nahrungsmit-
tel 

128,46 Euro 78,67 Euro 96,55 Euro 96,55 Euro 

  361,81 Euro 211,69 Euro 240,32 Euro 273,62 Euro 

entenversicherung 
Streichung der Rentenzahlung für Alg II-Empfänger 
Für Bezieher von ALG II führten die Hartz-IV-Träger bislang Rentenversicherungsbeiträge 
ab. Auf Basis eines fiktiven Verdienstes von 205 Euro pro Monat waren sie in der gesetzli-

chen Rentenkasse pflichtversichert. Das brachte ihnen zwar bei einem Jahr ALG-II-Bezug nur ein 
Rentenplus von 2,09 Euro pro Monat. Doch immerhin konnten sie so auch Ansprüche auf Erwerbs-
minderungsrenten und Reha-Leistungen erwerben.  
 
Ab Anfang 2011 wird die Rentenzahlung für Empfänger von ALG II ersatzlos gestrichen. Rund 3,6 
Millionen Personen sind davon betroffen. Zeiten des ALG-II-Bezugs gelten dann für die gesetzliche 
Altersrente nur noch als Anrechnungszeiten ohne Wert. Wenigstens bleiben so Ansprüche auf mög-
liche Erwerbsminderungsrenten und Reha-Leistungen, die bislang erworben wurden, erhalten. Neu 
erworben werden können solche Ansprüche durch den Bezug von Hartz IV aber nicht mehr.  
 
Auch künftig haben ALG-II-Bezieher einen Anspruch auf die Riester-Förderung, obwohl sie nicht 
mehr zu den Pflichtversicherten in der gesetzlichen Rentenversicherung gehören. Dafür sorgt eine 
Änderung im Jahressteuergesetz. 
 

ückforderung von Sozialleistungen 
Häufig kommt es bei der Gewährung von Sozialleistungen dazu, dass den Leistungsberechtig-
ten zu viel Geld ausgezahlt worden ist. Soweit die zuständige Behörde die sogenannte Über-
zahlung an den Empfänger entdeckt, wird sie versuchen, die überzahlten Beträge von den 

weiter laufend gewährten Leistungen in Abzug zu bringen und einzubehalten. Diese behördliche Ver-
halten entspricht oft nicht den gesetzlichen Regelungen: zum einen ist eine Rückforderung zuviel ge-
zahlter Geld nicht grundsätzlich möglich, zum anderen kommt eine Aufrechnung mit laufenden Leis-
tungen nur in eng gesteckten Grenzen in Betracht. Nachstehend soll gezeigt werden, wann eine 
Rückforderung von Sozialleistungen möglich ist, unter welchen Voraussetzungen zu erstattende Be-
träge mit laufenden Sozialleistungen aufgerechnet werden können, und wie sich Betroffene dagegen 
wehren können. 
 
1. Wann ist überhaupt eine Rückforderung möglich?  
 
Wenn der Leistungsberechtigte auf der Grundlage eines Bescheides ( z.B. ALG II –Bescheid nach 
SGB II, Bescheid über Leistungen zur Grundsicherung im Alter nach SGB XII) Gelder aus der Sozial-
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kasse erhält, auf die der nach den nach den sozialgesetzlichen Regelungen keinen Anspruch hat, 
dann ist in dem Bescheid ein rechtswidriger, begünstigender Verwaltungsakt zu sehen. Ob die Rück-
nahme derartiger rechtswidriger, begünstigender Verwaltungsakte möglich ist, bestimmt § 45 Absatz 2 
S.1, S.2 SGB X. Die Vorschrift hat nachstehenden Wortlaut: 
 
Ein rechtswidriger begünstigender Verwaltungsakt darf nicht zurückgenommen werden, soweit der 
Begünstigte auf den Bestand des Verwaltungsaktes vertraut hat und sein Vertrauen unter Abwägung 
mit dem öffentlichen Interesse an einer Rücknahme schutzwürdig ist. Das Vertrauen ist in der Regel 
schutzwürdig, wenn der Begünstigte erbrachte Leistungen verbraucht oder eine Vermögensdisposition 
getroffen hat, die er nicht mehr oder nur unter unzumutbaren Nachteilen rückgängig machen kann. 
 
Grundsätzlich ist damit eine Rückforderung von Sozialleistungen dann ausgeschlossen, wenn der Be-
troffene das Geld ausgegeben hat. Da selbst der größte Sparfuchs kaum Rücklagen aus Sozialleis-
tungen bilden können wird, scheitert eine Rückforderung in dem Großteil aller Fälle. Ausnahmen von 
der Möglichkeit, sich auf Vertrauensschutz zu berufen, sieht das Gesetz in § 45 Abs. 2 S. 3 SGB X 
vor. 
 
Auf Vertrauen kann sich der Begünstigte nicht berufen, soweit  
1. er den Verwaltungsakt durch arglistige Täuschung, Drohung oder Bestechung erwirkt hat, 2. der 
Verwaltungsakt auf Angaben beruht, die der Begünstigte vorsätzlich oder grob fahrlässig in wesentli-
cher Beziehung unrichtig oder unvollständig gemacht hat, oder  
3. er die Rechtswidrigkeit des Verwaltungsaktes kannte oder infolge grober Fahrlässigkeit nicht kann-
te; grobe Fahrlässigkeit liegt vor, wenn der Begünstigte die erforderliche Sorgfalt in besonders schwe-
rem Maße verletzt hat. 
 
Grobe Fahrlässigkeit oder Vorsatz in diesem Sinn wäre anzunehmen, wenn der Leistungsberechtigte 
bei Stellung eines Erstantrages oder eines Folgeantrages Einkommen und/oder Vermögen ver-
schweigt. Nur einfache Fahrlässigkeit liegt dagegen vor, wenn der Leistungsberechtigte eine Ände-
rung der Einkommens – und Vermögensverhältnisse nicht rechtzeitig mitteilt. Es gilt demnach: hat der 
Leistungsberechtigte die Überzahlung verursacht, ist eine Rückforderung möglich. Hat dagegen die 
Behörde die Überzahlung verursacht, scheidet eine Rückforderung aus. 
 
2. Wie läuft das Rückforderungsverfahren ab?  
 
Das Rückforderungsverfahren vollzieht sich in mehreren Schritten. Zunächst muss der alte rechtswid-
rige begünstigende Bescheid aufgehoben werden. Dieses Erfordernis folgt aus § 45 Absatz 4 SGB X. 
Dann muss der Betroffene gemäß § 24 Abs.1 SGB X zu der Rückforderung angehört werden. Unter-
bleibt die Anhörung, dann kann sie allerdings gemäß § 41 Absatz 2 SGB X nachgeholt werden. An-
schließend ist ein Rückforderungsbescheid gemäß § 50 Abs. 4 S. 1 SGB X zu erlassen. In diesem soll 
gemäß § 50 Abs. 4 S. 2 SGB X auch die Höhe der Rückforderung festgesetzt werden. In dem Rück-
forderungsbescheid ist aufzuschlüsseln, welche Leistungen zurückgefordert werden, z.B. Hilfe zum 
Lebensunterhalt oder Kosten oder Unterkunft. Bei Bedarfsgemeinschaft ist anzugeben, von welchem 
Mitglied der Bedarfsgemeinschaft welcher Betrag zurück gefordert wird. Kosten der Unterkunft dürfen 
nur in Höhe von 44 Prozent zurückgefordert werden. Für ALG II folgt dies aus § 40 Abs. 2 S.1 SGB II, 
für Grundsicherung ergibt sich das aus § 105 Abs. 2 SGB XII S.1 SGB XII. Unterhaltszahlungen, die 
die Behörde aus übergeleitetem Recht erhält, und Leistungen, die sie aus der Unterhaltsvorschuss-
kasse erhält, sind in von der rückzufordernden Summe in Abzug zu bringen. In der Regel wird aber 
der Leistungsberechtigte diese Zahlungen direkt erhalten, und insoweit von der Behörde weniger Leis-
tung erhalten. 
 
3. Welche Fristen laufen für die Rückforderung?  
 
Zu beachten sind 2 wesentliche Fristen. Gemäß § 45 Abs. 3 S.2 SGB X kann ein rechtswidriger be-
günstigender Verwaltungsakt innerhalb eines Zeitraums von 10 Jahren nach seiner Bekanntgabe zu-
rückgenommen werden. Diese Frist kann allerdings durch die Vorschrift des § 45 Abs. 3 S. 2 SGB 
drastisch verkürzt werden. Nach dieser Vorschrift muss die Behörde den rechtswidrigen begünstigen-
den Verwaltungsakt innerhalb eines Jahres aufheben, wenn sie Kenntnis von Tatsachen erlangt hat, 
die eine Rücknahme des Bescheides rechtfertigen. Nach Ablauf dieser Frist kommt eine Rückforde-
rung nicht mehr in Betracht. 
 
4. Kann die Behörde mit laufenden Geldleistungen aufrechnen?  
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In der Praxis kommt es häufig vor, dass Behörden die rückzufordernden Beträge einfach von laufen-
den Leistungen in Abzug bringen. Im § 51 SGB I ist aber ein grundsätzliches Aufrechnungsverbot ent-
halten. Die Vorschrift hat nachstehenden Wortlaut: ´ 
 
(1) Gegen Ansprüche auf Geldleistungen kann der zuständige Leistungsträger mit Ansprüchen gegen 
den Berechtigten aufrechnen, soweit die Ansprüche auf Geldleistungen nach § 54 Abs. 2 und 4 
pfändbar sind. 
 
2) Mit Ansprüchen auf Erstattung zu Unrecht erbrachter Sozialleistungen und mit Beitragsansprüchen 
nach diesem Gesetzbuch kann der zuständige Leistungsträger gegen Ansprüche auf laufende Geld-
leistungen bis zu deren Hälfte aufrechnen, wenn der Leistungsberechtigte nicht nachweist, dass er 
dadurch hilfebedürftig im Sinne der Vorschriften des Zwölften Buches über die Hilfe zum Lebensun-
terhalt oder der Grundsicherung für Arbeitsuchende nach dem Zweiten Buch wird. 
 
Die Vorschrift verweist in ihrem Absatz 1 zunächst auf § 54 Abs. 2 und 4 SGB I. Der wiederum be-
stimmt in Absatz 4, dass auf Sozialleistungen wie Arbeitseinkommen zu pfänden ist. Es gelten also 
die Pfändungsfreigrenzen, die auch bei Arbeitseinkommen zu beachten sind, womit faktisch in dem 
Großteil der Fälle eine Pfändung und entsprechend eine Einbehaltung unterbleiben muss, weil die 
Sozialleistungen diese Größenordnung nicht erreichen. § 51 Abs. 2 SGB I verbietet die Aufrechnung 
für den Fall, dass diese nachweislich zur Hilfebedürftigkeit des Betroffenen im Sinne des SGB II oder 
SGB XII führt. Sowohl im SGB II als auch im SGB XII sind allerdings Ausnahmen von dem Aufrech-
nungsverbot enthalten. Bei Leistungsbezug nach SGB II kann bis zu einer Höhe von 30 Prozent auf-
gerechnet werden, wenn es um Erstattungsansprüche oder Schadensersatzansprüche handelt, die 
der Hilfebedürftige durch vorsätzlich der grob fahrlässig unrichtige oder unvollständige Angaben er-
zeugt hat.  
Dies folgt aus § 43 SGB II. Im SGB XII hat die weiter gehende Vorschrift des 26 SGB X zunächst den 
gleichen Inhalt wie die Vorschrift des § 43 SGB II. Sie lässt darüber hinaus aber auch eine Aufrech-
nung für den Fall des pflichtwidrigen Unterlassens der Mitteilung geänderter Einkommens – und/oder 
Vermögensverhältnisse und für den Fall, das zuvor ein Darlehen zur Deckung eines eigentlich von der 
Regelleistung umfassten Bedarfs (z.B. für Stromschulden) gewährt wurde, zu.  
 
5. Welches Rechtsmittel hat der Betroffene?  
 
Gegen Rückforderungsbescheide, die rechtswidrige Rückforderungen oder Aufrechnungen beinhal-
ten, sollte binnen Monatsfrist Widerspruch eingelegt werden. Hierzu sollten Sie als Betroffener einen 
Anwalt beauftragen. Die Kosten hierfür können über Beratungshilfebasis abgerechnet werden. Im Fall 
des Obsiegens trägt die Behörde in der Regel die Kosten, so dass ein Risiko für Sie maximal in Höhe 
der Selbstbeteiligung bei Beratungshilfe in Höhe von 10,00 € besteht. Bei Interesse setzen Sie sich 
gern mit mir in Verbindung. 
 

anktionen 
Jeder Hilfebedürftige, der nach einer Pflichtverletzung nach § 31 Abs. 1 SGB II zunächst von 
einer dreimonatigen Absenkung um 30% betroffen war, wird nunmehr, wenn er erneut seine 
Pflichten verletzt, gem. § 31 Abs. 1 SGB II innerhalb eines Jahres mit einer Absenkung um 

60% sanktioniert. Das ALG II fällt komplett weg, wenn es zu einer weiteren wiederholten Pflichtverlet-
zung innerhalb eines Jahres kommt. Dieser vollständige Wegfall des ALG II kann auf eine Minderung 
auf 60% verringert werden, wenn sich der Hilfebedürftige nachträglich bereit erklärt, seinen Pflichten 
nachzukommen. Der bisherige Hinweis im Gesetz, dass bei wiederholter Pflichtverletzung auch die 
Leistungen nach den §§ 21 bis 23 SGB II in die Absenkung einbezogen werden können, ist weggefal-
len. Dadurch ist klargestellt, dass von einer Absenkung wegen erstmaliger oder wiederholter Pflicht-
verletzung immer das gesamte ALG II (Arbeitslosengeld II) betroffen ist, nicht etwa nur die Regelleis-
tung. Bei einer Minderung um mehr als 30 Prozent können zu den Geldleistungen in angemessenem 
Umfang ergänzende Sachleistungen (zum Beispiel Lebensmittelgutscheine) erbracht werden, insbe-
sondere dann, wenn minderjährige Kinder in der Bedarfsgemeinschaft leben.  
Kürzungen bei 15- bis 24-Jährigen 
Erwerbsfähige Hilfebedürftige, die zwischen 15 und unter 25 Jahre alt sind, erhalten bereits ab der 
ersten Pflichtverletzung nach § 31 Abs. 1 und 4 SGB II gar keine Barleistung mehr.  
Meldeversäumnisse 
Meldeversäumnisse, also Pflichtverletzungen nach § 31 Abs. 2 SGB II, führen bei mehrfacher Wie-
derholung ebenfalls zu einer verschärften Absenkung des ALG II, Arbeitslosengeldes II, indem das 
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Arbeitslosengeld II um den Prozentsatz gemindert wird, der sich aus der Summe des in Abs. 2 ge-
nannten Prozentsatzes und dem der jeweils vorangegangenen Absenkung nach Abs. 2 zugrundelie-
genden Prozentsatz ergibt. Beispiel: Der Hilfebedürftige, der nach einem Meldeversäumnis zunächst 
eine dreimonatigen Absenkung um 10% als Sanktion erhalten hatte, wird bei einer wiederholten 
Pflichtverletzung nach Abs. 2 innerhalb eines Jahres mit einer Absenkung um 20% sanktioniert. 
 

chulden 
Wenn die Schulden drücken, der Weg zum Briefkasten immer schwerer fällt, weil eh nur Rech-
nungen, Mahn- und Vollstreckungsbescheide drin sind, oder der Gerichtsvollzieher bereits ein- 
und ausgeht bei Ihnen, ist es allerhöchste Zeit, sich Hilfe zu holen. Rufen Sie als erstes bei ei-

ner Schuldnerberatungsstelle an und bitten Sie um einen Termin. Das kann zwar dauern, aber auch 
bis dahin können Sie einiges tun. In den Schuldnerberatungsstellen sind Fachleute, die Sie über 
rechtliche Möglichkeiten aufklären, Ihnen bei der Aufstellung von Ratenplänen helfen und Sie bei der 
Verhandlung mit Gläubigern unterstützen können. Das zweitwichtigste ist, sich einen Überblick über 
die Schulden zu verschaffen. Erstellen Sie eine Liste, wem Sie wie viel schulden und ordnen Sie die 
dazugehörigen Unterlagen. Der Weg aus der Schuldenfalle beginnt mit einer Bestandsaufnahme Ihrer 
familiären und wirtschaftlichen Gesamtsituation. Diesen Anfangsschritt in der Schuldnerberatung kön-
nen Sie durch gezielte Vorbereitung unterstützen. Dritter wichtiger Punkt ist die Sicherung der Le-
bensgrundlagen. Vor allem zahlen Sie zuerst die Miete, bevor Sie andere Ausgaben tätigen. Stellen 
Sie fest, ob bei einer eventuellen Lohnpfändung die Pfändungsfreigrenzen berücksichtigt worden sind. 
Sprechen Sie mit der Stelle bei Ihrem Arbeitsgeber, die die Bezüge regelt. Das Existenzminimum 
muss Ihnen auf jeden Fall bleiben. Schämen Sie sich nicht, zum Sozialamt zu gehen und machen Sie 
einen großen Bogen um unseriöse Kreditvermittler, die Ihnen zwar viel versprechen und Sie doch nur 
weiter ins Unglück stürzen. Schulden interessieren die Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende 
(Arbeitslosengeld II bzw. Sozialgeld) eigentlich nicht. Schulden können nur übernommen werden, 
wenn dies zur Sicherung der Unterkunft oder zur Behebung einer gleichartigen Notlage gerechtfertigt 
ist. Sie sollen übernommen werden, wenn dies notwendig ist und sonst Wohnungslosigkeit einzutreten 
droht (§ 22 Absatz 5 SGB II ff.)  
Was macht ein Empfänger von Arbeitslosengeld II bzw. Sozialgeld mit seinen Schulden? 
Zunächst muss man sicherstellen, dass man die bewilligte Leistung auch tatsächlich erhält. Wenn ei-
nem Bedürftigen die Gläubiger im Nacken sitzen, versuchen diese mit allen Mitteln, zu ihrem Geld zu 
kommen und unternehmen deshalb auch eine Sach- oder eine Kontopfändung. Der Anspruch auf 
Leistungen der Grundsicherung ist fast immer unpfändbar, das heißt ein Vollstreckungsgläubiger kann 
nicht beim Träger der Grundsicherung im Wege der Forderungspfändung den Anspruch auf Grundsi-
cherung auf sich überleiten. Nach § 54 Absatz 4 SGB Erstes Sozialgesetzbuch (SGB I) sind Ansprü-
che auf laufende Geldleistungen wie Arbeitseinkommen pfändbar. Da die Pfändungsfreigrenzen in-
zwischen aber relativ hoch sind und deutlich über den Leistungen nach dem Zweiten Sozialgesetz-
buch (SGB II) liegen, geht eine Pfändung beim Träger der Grundsicherung wohl fast immer leer aus. 
Es gibt bei der neuen Leistung leider keine Spezialregelung wie im alten Sozialhilferecht, so dass man 
auf die allgemeinen sozialrechtlichen Vorschriften zurückgreifen muss. Die Pfändungsfreigrenzen be-
tragen (§ 850 c ZPO) ab 1. Juli 2011: Siehe Anlage 1 
Bei der Pfändung wegen Unterhaltsansprüchen setzt man die Freibeträge niedriger an, aber zumin-
dest verbleibt dem Schuldner ein Betrag in Höhe der Grundsicherung (§ 850 h ZPO). 
Eidesstattliche Versicherung 
Die eidesstattliche Versicherung - häufiger auch mit EV abgekürzt - ist eine gesetzlich geregelte, 
durch das Gericht verfügte Vollstreckungsmaßnahme. Sie soll dem Gläubiger die Eintreibung seiner 
Forderungen erleichtern. Der Schuldner wird gezwungen, genaue Auskünfte über seine aktuellen 
Vermögensverhältnisse zu geben. Für den Fall, dass die Forderung bei der Pfändung nicht erfolgreich 
vollstreckt werden kann, soll der Schuldner dann die eidesstattliche Versicherung abgeben. Verlief die 
Pfändung erfolglos, kann der Gerichtsvollzieher schon direkt im Anschluss die Abgabe der eidesstatt-
lichen Versicherung verlangen, wenn der Gläubiger dies so beantragt hat. Dem kann der Schuldner 
jedoch widersprechen. Der Schuldner sollte dies auch tun, da - wie später beschrieben wird - die Ab-
gabe sorgfältig und in Ruhe vorbereitet sein sollte. Widerspricht der Schuldner lädt ihn der Gerichts-
vollzieher zur Abnahme der EV in zwei Wochen vor.  
 

onderbedarf: 
Aufgrund des Urteils des Bundesverfassungsgerichtes vom 09.02.2010 kann nur ein Bedarf, 
der nicht von der Regelleistung gedeckt ist, geltend gemacht werden. Er muss unabweisbar 
und laufend sein. Nach der Geschäftsanweisung der Arbeitsagentur sind dies insbesondere: 

- Nicht verschreibungspflichtige Arznei- und Heilmittel, 
- Putz- oder Haushaltshilfe für Rollstuhlfahrer, 
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- Kosten für die Ausübung des Umgangsrechts, 
- Nachhilfe unterricht wird nur in besonderen Einzelfällen gewährt, z.B. bei langfristiger Erkran-

kung, Todesfall in der Familie, 
Die Aufstellung ist nicht abschließend. Je nach Einzelfall können auch andere Fälle unter die Härte-
klausel fallen. Z. B.: 

- Kosten für die Besuche inhaftierter Angehöriger der Bedarfsgemeinschaft, 
- Kosten für besonders hohen Energieverbrauch, z. B. bei Erkrankung. 
-  

ozialleistungsbetrug: 
Hartz IV - Betrug bzw. ALG II - Betrug ist kein Kavaliersdelikt. Die Leistungsträger geben die 
Fälle, die den Verdacht auf Betrug nahelegen, an die Staatsanwaltschaft ab bzw. erstatten bei 
dieser Anzeige. Die Staatsanwaltschaft leitet dann ein Ermittlungsverfahren wegen Betrug nach 

§ 263 StGB ein. Bei Betrug droht Freiheitsstrafe von bis zu fünf Jahren. 
Hier einige Konstellationen, wie bei Arbeitslosengeld II betrogen wird: 
1. Ein Empfänger von Hartz IV hat im Antrag auf ALG II nicht angegeben, dass er mit seiner Lebens-
gefährtin in einer Bedarfsgemeinschaft lebt. Er hat vielmehr angegeben, dass er keine Lebenspartne-
rin hat. Tatsächlich kommt seine Lebensgefährtin aber zu einem Teil für die Miete auf. Er muss mit 
einer Anzeige wegen Betruges rechnen. 
2. Ein Empfänger von Hartz IV hat im Antrag auf ALG II angegeben, dass er in einer Wohngemein-
schaft ohne finanzielle Unterstützung lebt. Tatsächlich lebt er aber mit seiner Lebensgefährtin in einer 
Wohnung. Beide stehen als Mieter im Mietvertrag. Sie führen jedoch eine eheähnliche Lebensge-
meinschaft, was für das Prüfteam der Arbeitsagentur beispielsweise anhand des gemeinsamen 
Schlafzimmers auffällt. Er muss mit einer Anzeige wegen Betruges rechnen. 
3. Eine Hartz IV Empfängerin bekommt für sich und ihr Kind Arbeitslosengeld II, obwohl sie Geld vom 
unterhaltspflichtigen Partner unterstützt wird. Sie muss mit einer Anzeige wegen Betruges rechnen, 
weil sie den Unterhalt nicht angegeben hat. 
4. Ein Hartz IV Empfänger bekommt die Miete für seine Wohnung zusammen mit dem ALG II über-
wiesen, zahlt aber seinerseits keine Miete mehr an den Vermieter und verschwindet schließlich spur-
los. Er muss mit einer Anzeige wegen Betruges rechnen. 
5. Ein Hartz IV Empfänger gibt in seinem Antrag auf Arbeitslosengeld 2 wahrheitswidrig an, kein Ver-
mögen in Geld- oder Anlagewerten zu besitzen. Er muss mit einer Anzeige wegen Betruges rechnen, 
wenn das Amt von dem Vermögen erfährt. 
6. Ein Hartz IV Empfänger bezieht Arbeitslosengeld II, arbeitet aber zusätzlich schwarz und verdient 
erheblich. Als den Fahndern dieser Umstand bekannt wird, prüfen sie eine Anzeige wegen Betruges 
bei der Staatsanwaltschaft. 
7. Ein aus Nordafrika stammendes Ehepaar bezieht ALG II, obwohl die Ehefrau schon seit längerem 
wieder in Nordafrika wohnt. Der Ehemann hat dies dem Amt nicht angezeigt. Auch dies wird eine An-
zeige wegen Betruges zur Folge haben. 
 

trom 
§ 20 SGB II besagt, dass in der Regelleistung die Bedarfe für Haushaltsenergie ohne die auf 
die Heizung entfallenden Anteile enthalten sind. Das heißt, dass z. B. die Energiekosten für die 
Kochen, Warmwasser und Beleuchtung aus der Regelleistung zu bestreiten sind und nicht als 

Bestandteil der Kosten der Unterkunft und Heizung gesondert übernommen werden können. Strom ist 
im Regelsatz enthalten. (20,74 Euro) 
 

rägerübergreifendes Persönliches Budget 
Mit einem Persönlichen Budget können behinderte Menschen Leistungen zur Teilhabe selb-
ständig einkaufen und bezahlen. Darauf besitzen sie seit dem 01. Januar 2008 einen Rechts-
anspruch. In der Regel erhält der behinderte Mensch eine Geldleistung, in begründeten Einzel-

fällen werden auch Gutscheine ausgegeben. Das Budget soll den individuell festgestellten Bedarf ei-
nes behinderten Menschen decken. Die Rehabilitationsträger haben dazu eine gemeinsame Service-
stelle eingerichtet. Einen Antrag kann man auch stellen bei: 

• der Krankenkasse, 
• der Pflegekasse, 
• dem Rentenversicherungsträger, 
• dem Unfallversicherungsträger, 
• dem Träger der Absicherung der Landwirte, 
• dem Träger der Kriegsopferversorgung/-fürsorge, 
• dem Jugendhilfeträger, 
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• dem Sozialhilfeträger, 
• dem Integrationsamt sowie 
• der Agentur für Arbeit  
 

berprüfungsantrag nach § 44 SGB X 
Änderung der rückwirkenden Antragsstellung ab dem 01.01.2011 
Nach § 28 Satz 1 SGB X kann ein Antrag auf eine Sozialleistung bis zu einem Jahr zurückwir-
ken. Das gilt auch für bedürftigkeitsabhängige Leistungen wie Hartz IV, bei denen eigentlich die 

Grundregel gilt: „kein Leistungsanspruch für Zeiten vor der Antragsstellung“. Voraussetzung ist, dass 
irrtümlich eine andere, „falsche“ Sozialleistung beantragt wurde, auf der kein Anspruch besteht. Das 
Bundessozialgericht hat nun klargestellt, dass auch Überprüfungsanträge nach dem § 44 SGB X, mit 
denen eigentlich die Rechtmäßigkeit eines Verwaltungsaktes noch einmal geprüft werden soll, eine 
rückwirkende Antragsstellung nach § 28 SGB X darstellen können.  
  

mzug für Alg II-Empfänger: 
Generell kann jeder ALG II Empfänger umziehen - egal ob mit oder ohne Zustimmung des 
Leistungsträgers, genau dieses Recht auch durch die Formulierung des § 22 Abs wird.  2 Satz 
1 SGB II zum Ausdruck gebracht, denn dort steht "soll" und nicht muss. 

Dabei ist es auch unerheblich, ob er/sie innerhalb des Ortes oder in einen anderen Ort innerhalb der 
BRD umzieht. Das folgt ebenfalls aus der Formulierung des § 22 Abs.  2 Satz 1 SGB II, denn dort ist 
von "bisher örtlich zuständigen kommunalen Trägers" sowie von "der für den Ort der neuen Unterkunft 
örtlich zuständige kommunale Träger" die Rede. Anderer Ort = anderer Träger. 
 
Wenn man mit Zustimmung des Leistungsträgers umziehen will, bedeutet dies, dass man lt. SGB 
II § 22 Abs. 2 die Zustimmung des "bisher örtlich zuständigen kommunalen Trägers" zur neuen Woh-
nung vor Unterschrift des Mietvertrages einholen muss. Mit Zustimmung können auch Umzugskosten 
und Mietkaution nach SGB II § 22 Abs. 3 beantragt werden. 
 
Wenn man ohne Zustimmung des Leistungsträgers umziehen will, gibt es dabei einiges zu beach-
ten: 
 
1. Die neue Wohnung darf nicht teurer sein als die alte, da nach SGB II § 22 Abs. 1 Satz 2 nach einem 
nicht genehmigten Umzug der Leistungsträger für die neue Wohnung nur die Kosten zahlt, die es zuvor für 
die alte Wohnung gezahlt hat. Hierbei wird die Warmmiete insgesamt betrachtet. Der Anspruch auf Über-
nahme von Betriebskostennachzahlungen für die neue Wohnung ist dabei i.d.R. ausgeschlossen. Kostet 
die neue Wohnung mehr, muss man die Mehrkosten für die Zeit seines ALG II-Bezuges selbst tragen, 
auch wenn sie innerhalb der Angemessenheitskriterien liegen. Dies gilt nicht, wenn man den Zuständig-
keitsbereich des aktuellen Leistungsträgers verlässt oder den Wohnort wechselt, da einem eine freie 
Wohnortwahl zusteht. 
 
2. Man muss mindestens 25 Jahre alt sein, denn: 
- lt. SGB II § 22 Abs. 2a übernimmt sonst der Leistungsträger die Kosten der Unterkunft nicht, bis man 25 
Jahre alt ist. 
- lt. SGB II § 20 Abs. 2a erhält man statt 100% nur 80% der Regelleistung, bis man 25 Jahre alt ist. 
 
3. man bekommt mit Sicherheit keine Umzugskosten oder Mietkaution nach SGB II § 22 Abs. 3. 
 
Umzugsgenehmigung 
Lt. SGB II § 22 Abs. 2 Satz 2 ist der kommunale Träger nur zur Zusicherung der Übernahme der Kosten 
der neuen Unterkunft verpflichtet, wenn der Umzug erforderlich ist und die Aufwendungen für die neue Un-
terkunft angemessen sind. Das trifft für alle Fälle eines erforderlichen Umzuges zu! Der Leistungsträger 
darf damit einen Mietvertrag über eine angemessene Wohnung nicht ablehnen, wenn er der Erforderlich-
keit eines Umzuges bereits zugestimmt hat. 
 
Umzugs- und Wohnungsbeschaffungskosten 
Wenn der Umzug erforderlich ist, z.B. weil die Wohnung vom Vermieter gekündigt wurde, wegen Mängel 
nicht mehr bewohnbar ist, oder Aufgrund einer Mitteilung über unangemessene Unterkunftskosten erfolgt, 
muss der Leistungsträger die Übernahme dieser Kosten i.d.R. bewilligen. Bis auf die Kaution (Darlehen) 
muss alles als einmalige Beihilfe übernommen werden, dazu gehören: 
- Renovierungskosten, wenn sie lt. Mietvertrag vereinbart und geschuldet sind, 
- Kaution, 
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- Maklergebühr, wenn ansonsten eine angemessene Wohnung nicht angemietet werden kann, 
- Transportkosten, i.d.R. aber nur in der Höhe, wie sie bei einem Umzug innerhalb desselben Ortes entste-
hen würden, 
- Kosten für private Helfer, wenn man keine findet, die uneigennützig und unentgeltlich helfen. 
Selbsthilfe geht herbei vor, d.h. der Hilfebedürftige hat die Kosten so gering wie möglich zu halten. Kann 
und darf man jedoch Aufgrund gesundheitlicher Einschränkungen einen Umzug nicht selbst machen (ge-
gebenenfalls ärztliches Attest) und hat man keine private Hilfe zur Verfügung, muss der Leistungsträger ein 
Umzugsunternehmen bezahlen - allerdings auch hier nur die Kosten für einen Umzug innerhalb desselben 
Ortes. Will man nicht nur die Wohnung sondern gleich den Ort wechseln, muss man in der Regel die da-
durch entstehenden Mehrkosten selbst tragen. 
 
Wenn der Umzug nicht erforderlich ist, kann der Leistungsträger seine Zustimmung zum Umzug und damit 
auch die Kostenübernahme verweigern. 
 
Die Zustimmung zur Übernahme der Unterkunftskosten nach § 22 Abs. 2 SGB II ist unabhängig von der 
Zustimmung zur Übernahme der Wohnungsbeschaffungs- und Umzugskosten nach § 22 Abs. 3 SGB II. 
Beide Ansprüche werden im SGB II vollkommen unabhängig gehandhabt. Auch wenn die Zustimmung zur 
Übernahme der Unterkunftskosten nach § 22 Abs. 2 SGB II nicht erfolgt, weil diese unangemessen sind, 
besteht unabhängig davon die Pflicht zur Kostenübernahme der Wohnungsbeschaffungs- und Umzugskos-
ten nach § 22 Abs. 3 SGB II, wenn der Träger den Umzug veranlasst hat. 
 
Umzug von unter 25jährigen 
Für unter 25jährige werden im SGB II § 22 Abs. 2a folgende wichtige Gründe für einen Umzug genannt: 
1. der Betroffene aus schwerwiegenden sozialen Gründen nicht auf die Wohnung der Eltern oder ei-
nes Elternteils verwiesen werden kann, 
2. der Bezug der Unterkunft zur Eingliederung in den Arbeitsmarkt erforderlich ist oder 
3. ein sonstiger, ähnlich schwerwiegender Grund vorliegt. 
Unter 1. dürften alle Gründe fallen, die das Kindeswohl gefährden (u.a. Vernachlässigung, Sucht, Miss-
brauch). Hier sollte unterstützend die Hilfe des Jugendamtes gesucht werden, dass auch diesbezüglich 
gegenüber des Leistungsträgers einen Auszug fordern kann. 
Unter 3. sind Fälle, wie z.B. der "Rausschmiss" aus der elterlichen Wohnung oder der Umzug der Eltern 
ohne dass sie ihr (volljähriges) Kind mitnehmen (z.B. künftige Wohnung zu klein) zu verstehen. 
 
Es gibt für Eltern aber keine Pflicht, ihr Kind, wenn es volljährig ist, weiter bei sich wohnen zu lassen, da 
die elterliche Betreuungs- und Aufsichtpflicht mit Eintritt der Volljährigkeit des Kindes endet. Eltern haben 
also grundsätzlich das Recht, ihr volljähriges Kind "vor die Tür zu setzen". Egal ob das im Guten oder Bö-
sen geschieht. 
In einem solchen Fall greift dann die Härtefallregelung nach § 22 Abs. 2a S. 2 Nr. 1 und 3 SGB II, wonach 
auch ein volljähriges Kind unter 25 Jahren Anspruch auf eine eigene Wohnung und den vollen Regelsatz 
hat. 
 
Für Kinder, welche bereits vor dem 17.02.2006 nicht mehr zum Haushalt der Eltern gehörten, gilt § 22 Abs. 
2a SGB II nicht: § 68 Abs. 2 SGB II, dieser § beinhaltet eine Übergangsregelung. Vor dem dort genannten 
Datum durften Kinder bereits mit Erreichen ihrer Volljährigkeit ausziehen, ab dann aufgrund einer Geset-
zesänderung erst mit 25 Jahren. 
Damit soll verhindert werden, dass Kinder, deren Auszug nach der alten Rechtslage zulässig war, nach der 
neuen Rechtslage wieder auf die elterliche Wohnung zurück verwiesen werden können. 
 
Erstausstattung 
Bei einem Umzug, egal ob es sich um die erste Wohnung handelt oder die x-te, hat man Anspruch auf (an-
teilige) Erstausstattung für die Einrichtung, welche man bis dahin nicht hatte: SGB II § 23 Abs. 3 Nr. 1. Ob 
diese Erstausstattung als Bargeld oder Sachleistung erfolgt, liegt im Ermessen des Sachbearbeiters: SGB 
II § 23 Abs. 3 Satz 5. Der Anspruch ist Bedarfsbezogen und besteht auch bei Verlust durch Brand, Ob-
dachlosigkeit oder bei Trennung vom Partner. Die Gewährung als Darlehen ist rechtswidrig! 
 
Umzug in den Zuständigkeitsbereich eines anderen Leistungsträgers 
Die Zustimmung des Leistungsträgers zum Umzug ist nicht für die Übernahme der Unterkunftskosten nach 
§ 22 Abs. 1 S. 1 SGB II erforderlich, wenn mit dem Umzug ein neuer Leistungsträger zuständig wird, son-
dern kann nur für die Bewilligung der Wohnbeschaffungs- und Umzugskosten (§ 22 Abs 3 SGB II) verlangt 
werden. Eine Kürzung nach § 22 Abs. 1 S. 2 SGB II kommt dabei regelmäßig nicht in Betracht. Zieht man 
dabei jedoch in eine unangemessene Wohnung, gilt das nicht. Da es dem Hilfebedürftigen ja bekannt ist, 
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dass er bestimmte Grenzen einhalten muss und sich deshalb selbsttätig darüber zu informieren und sicher 
zu stellen hat, dass die neue Wohnung angemessen ist. Daraus folgt, dass der Hilfebedürftige sich nicht 
auf die 6monatige Schonfrist in § 22 Abs. 1 S. 3 SGB II berufen kann, wenn er ohne Zustimmung des neu-
en Leistungsträgers in eine unangemessene Wohnung zieht. Die Übernahme der Umzugs- und Woh-
nungsbeschaffungskosten muss trotzdem bei dem Leistungsträger beantragt werden, der für den Ort der 
jetzigen Wohnung zuständig ist. Beim neuen Leistungsträger muss i.d.R. ein kompletter ALG II-Neuantrag 
gestellt werden. 
 
Ab- oder Ummeldebescheinigung 
Es gibt keine Ab- oder Ummeldebescheinigung des "alten" Leistungsträgers, diese ist weder rechtlich vor-
geschrieben noch sachlich zur Prüfung der Anspruchsvoraussetzungen erforderlich. 
 
Vorsicht Falle: Kostenerstattung der Einzugsrenovierung durch Mietverzicht 
Vielfach ist es üblich, dass der Mieter bei Einzug renovieren muss und der Vermieter, aufgrund der dem 
Mieter dabei entstehenden Kosten, auf die Kaltmiete mehrerer Wochen oder Monate verzichtet. Das Prob-
lem dabei ist, dass hier als Gegenleistung i.d.R. ein Mietverzicht des Vermieters vereinbart wird. Eine sol-
che Vereinbarung ist für ALG II Empfänger nicht praktikabel, da für den Leistungsträger regelmäßig nur 
dann eine Pflicht zur Zahlung der Unterkunftskosten nach § 22 Abs. 1 S. 1 SGB II besteht, wenn tatsäch-
lich auch eine Pflicht des Mieters zur Mietzahlung besteht (so auch die Rechtsprechung des BSG) - und 
eben diese Mietzahlungspflicht wird hierbei für den angegebenen Zeitraum ausgeschlossen. Das führt da-
zu, dass auch der Leistungsträger die Kaltmiete für den hier vertraglich vereinbarten Zeitraum nicht zahlen 
muss. Er muss aber stattdessen die dem Hilfebedürftigen lt. Mietvertrag entstehenden Renovierungskos-
ten zahlen, die dieser aber separat beantragen muss (vgl. BSG Rechtsprechung), worauf die Leistungsträ-
ger aber i.d.R. nicht hinweisen. Besser ist es in einem solchen Fall, im Mietvertrag zwar die Pflicht zur Ein-
zugsrenovierung zu vereinbaren, aber statt dem Mietverzicht zu vereinbaren, dass der Vermieter die dem 
Mieter bei Einzug entstehenden Renovierungskosten erstattet und dem Mieter dazu gemäß § 566d BGB 
die Aufrechnung dieser Kosten mit der für die ... Wochen/Monate zu entrichtenden Kaltmiete erlaubt. Bei-
des, die Pflicht zur Einzugsrenovierung und die Verrechnung der Kosten derselben mit der Kaltmiete, kann 
man auch unabhängig vom, aber zusätzlich zum Mietvertrag vereinbaren. 
Mit einer solchen Vereinbarung wird eine Zweckbindung erreicht, an der der Leistungsträger nicht herum 
kommt, denn Aufwendungsersatz in tatsächlicher Höhe darf nicht berücksichtigt werden. Außerdem, was 
sehr wichtig ist, wird damit die Pflicht zur Mietzahlung nicht ausgeschlossen, so dass die Zahlungspflicht 
des Leistungsträgers bestehen bleibt. 
 
Vorgehensweise bei Umzug 
 
a) Umzug mit Genehmigung des Leistungsträgers 
1. Wohnung entsprechend den für den Ort der neuen Wohnung geltenden Angemessenheitskriterien su-
chen, 
2. Mietangebot vom Vermieter erstellen lassen, 
3. Mietangebot vom zuständigen Leistungsträger genehmigen lassen, 
4. Mietvertrag unterschreiben, 
5. neuen Mietvertrag (Kopie) und Veränderungsmeldung bezüglich der neuen Unterkunftskosten beim bis-
her zuständigen Leistungsträger abgeben; wird ein anderer Leistungsträger zuständig, dort zusätzlich ei-
nen neuen ALG II-Antrag stellen, die Abgabe des Mietvertrages beim alten Leistungsträger ist dann über-
flüssig, 
6. umzugsbedingte Kosten beim zuständigen Leistungsträger beantragen (Mietkaution, Umzugskosten). 
 
b) Umzug ohne Genehmigung des Leistungsträgers 
1. Wohnung entsprechend den für den Ort der neuen Wohnung geltenden Angemessenheitskriterien su-
chen, 
2. Mietvertrag unterschreiben,  
3. neuen Mietvertrag (Kopie) und Veränderungsmeldung bezüglich der neuen Unterkunftskosten beim bis-
her zuständigen Leistungsträger abgeben; wird ein anderer Leistungsträger zuständig, dort zusätzlich ei-
nen neuen ALG II-Antrag stellen, die Abgabe des Mietvertrages beim alten Leistungsträger ist dann über-
flüssig. 
 

mzugskosten: 
Wohnungsbeschaffungskosten, Umzugskosten und Mietkautionen können vom jeweiligen 
Jobcenter bzw. Sozialamt bei vorheriger Zusicherung übernommen werden. Die Zusicherung 
soll erteilt werden, wenn der Wohnungswechsel veranlasst wurde oder notwendig ist. Im Ein-
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zelfall übernahmefähige Wohnungsbeschaffungskosten sind z.B. unvermeidbare doppelte Mieten 
beim Wohnungswechsel oder die Übernahme von Genossenschaftsanteilen. Ein Umzug sollte wei-
testgehend in Selbsthilfe oder durch Inanspruchnahme privater Hilfeleistungen organisiert und durch-
geführt werden. In diesem Fall gehören zu den notwendigsten Umzugskosten die marktüblichen Kos-
ten für ein Mietfahrzeug und Umzugskartons sowie eine Pauschale für die Beköstigung mithelfender 
Familienangehöriger oder Bekannter in Höhe von jeweils 20 Euro. Kann ein Umzug nicht eigenständig 
realisiert werden, können auch die Kosten für eine Umzugsfirma übernommen werden. Hierbei ist die 
Vorlage von mindestens 3 Kostenvoranschlägen von Umzugsunternehmen erforderlich. Sofern die 
Leistungsinhalte vergleichbar sind, ist dem günstigsten Angebot der Vorzug zu geben.   
 

ntätigkeitsklage:    
Hat die Behörde über einen Antrag nicht innerhalb einer angemessenen Frist entschieden, 
kann man sich an das Sozialgericht wenden und eine Untätigkeitsklage erheben. Das setzt 
voraus, dass der Antrag sechs Monate ohne sachlichen Grund unerledigt geblieben ist. In 

schwierigen Angelegenheiten, insbesondere wenn medizinische Gutachten erforderlich sind, kann 
die angemessene Frist auch länger sein. Mit der Untätigkeitsklage kann man sich auch dagegen 
wenden, dass innerhalb der Frist von drei Monaten nicht über einen Widerspruch entschieden 
worden ist. Erfolg kann die Untätigkeitsklage nur haben, wenn der Antragsteller im notwendigen 
Umfang an der Entscheidung mitgewirkt hat, also die benötigten Angaben gemacht hat oder be-
reit war, sich einer Begutachtung zu unterziehen, wenn medizinische Fragen erheblich 
sind. 
 

nterhalt: 
Übergeleitet werden dürfen Unterhaltsansprüche: 
 

- zwischen getrennt lebenden oder geschiedenen Ehegatten oder Lebenspartner 
eingetragener Lebenspartnerschaften, 

- von minderjährigen, unverheirateten Kindern gegen ihre Eltern, wenn die Kinder nicht im 
Haushalt der Eltern leben und von Kindern, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet 
und die Erstausbildung nicht abgeschlossen haben, 

- geltend gemachte Unterhaltsansprüche gegenüber Verwandten, 
- vom Vater des zu erwartenden nichtehelichen Kindes für die Zeit 6 Wochen vor der Geburt 

bis 8 Wochen nach der Geburt und während der Zeit einer Krankheit, die auf Schwanger-
schaft oder Geburt beruht. 

 
Nicht übergeleitet werden dürfen Unterhaltsansprüche, 
 

- wenn die unterhaltsberechtigte Person mit dem Verpflichteten in einer Bedarfsgemein-
schaft lebt, 

- mit dem Verpflichteten verwandt ist und den Unterhaltsanspruch nicht geltend gemacht 
hat, 

- von Eltern gegenüber ihren Kindern,  
- von Kindern, die schwanger sind oder ihr leibliches Kind bis zum 6. Lebensjahr betreuen 

gegenüber ihren Eltern, 
- zwischen Verwandten 2. und 3. Grades.   
-  

rlaub 
Zunächst einmal ist festzustellen, dass ein Bezieher von Arbeitslosengeld II keinen Urlaubsan-
spruch hat. Grundsätzlich hat der erwerbsfähige Hilfebedürftige sicherzustellen, dass der für 
ihn zuständige Träger ihn persönlich an jedem Werktag an seinem Wohnsitz oder gewöhnli-

chen Aufenthalt erreichen kann. Im Rahmen der Grundsicherung für Arbeitsuchende findet eine um-
fassende Unterstützung der Hilfebedürftigen mit dem Ziel der Eingliederung in Arbeit statt. Grundlage 
der Eingliederungsbemühungen ist die nach § 15 Zweites Buch Sozialgesetzbuch – Grundsicherung 
für Arbeitsuchende (SGB II) zwischen dem erwerbsfähigen Hilfebedürftigen und seinem persönlichen 
Ansprechpartner abzuschließende Eingliederungsvereinbarung, die das Sozialrechtsverhältnis zwi-
schen dem erwerbsfähigen Hilfebedürftigen und dem Grundsicherungsträger konkretisiert und ver-
bindliche Aussagen zum Fordern und Fördern enthält. In dieser Eingliederungsvereinbarung verpflich-
tet sich der erwerbsfähige Hilfebedürftige, sich nur nach Absprache und mit Zustimmung des persönli-
chen Ansprechpartners außerhalb des ortsnahen Bereiches aufzuhalten. Die Zustimmung hierzu wird 
der persönliche Ansprechpartner nur dann erteilen, wenn durch die Zeit der Abwesenheit die berufli-
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che Eingliederung nicht beeinträchtigt wird und eine Abwesenheitsdauer von in der Regel bis zu drei 
Wochen im Kalenderjahr nicht überschritten wird. Steht der Leistungsempfänger in einer sozial versi-
cherungspflichtigen Beschäftigung, ist Ortsabwesenheit aber mindestens für die arbeitsvertraglich zu-
stehende Urlaubsdauer zu gewähren. Ein Verstoß gegen die Verpflichtung, sich nur nach Absprache 
und mit Zustimmung des persönlichen Ansprechpartners außerhalb des ortsnahen Bereiches aufzu-
halten, stellt einen Sanktionstatbestand nach § 31 SGB II dar. Für erwerbsfähige Hilfebedürftige, die 
keine Arbeit finden, können nach § 16 Abs. 3 SGB II Arbeitsgelegenheiten mit Mehraufwandsentschä-
digung – so genannte Zusatzjobs – eingerichtet werden. Dem erwerbsfähigen Hilfebedürftigen wird 
zuzüglich zum Arbeitslosengeld II eine angemessene Entschädigung für Mehraufwendungen gezahlt. 
Die Zusatzjobs begründen kein Arbeitsverhältnis. Gemäß § 16 Abs. 3 Satz 2 3. Halbsatz SGB II ist 
das Bundesurlaubsgesetz entsprechend anzuwenden. Der Urlaub ist mit dem Träger der Zusatzjobs 
abzustimmen. Durch die Weiterzahlung des Arbeitslosengeldes II wird die Kranken-, Renten- und 
Pflegeversicherung gewährleistet. Der Umfang des Versicherungsschutzes aus der gesetzlichen So-
zialversicherung (zum Beispiel Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung im Ausland) für ei-
nen Empfänger von Arbeitslosengeld II ist in den einschlägigen Leistungsgesetzen und Satzungen 
bzw. Versicherungsbedingungen der Krankenversicherungen geregelt. 
 

ergünstigungen: 
 

- Befreiung von der Rundfunk- und Fernsehgebührenpflicht (GEZ- Gebühr) 
Die Anträge dazu sind in den Jobcentern erhältlich. Vorgelegt werden muss die dem Bewilli-
gungsbescheid beigefügte Bestätigung des Jobcenters. Die Befreiung wird nur gewährt, wenn 
kein Zuschlag nach dem bezug von Alg I gewährt wird. 

- Telefonermäßigung ist im Telekomladen zu beantragen. Sie wird nur gewährt, wenn der Ver-
trag mit der Telekom und keinem anderen Anbieter abgeschlossen ist. Erforderlich ist die Bes-
tätigung der Befreiung von der GEZ- Gebühr. 

- Berlinpass. (bisheriges Sozialticket („Berlin-Ticket S“) ist in den Bürgerämtern erhältlich. Er-
forderlich ist die Vorlage des Alg II-Bescheides, Ausweises/Passes und ein Passbild. Die Mo-
natsmarke ist bei den Verkaufsstellen der BVG erhältlich.  
 

ermittlungsbudget 
Die Leistungen „Unterstützung der Beratung und Vermittlung“ und „Mobilitätshilfen“ entfallen ab 
dem 01.01.2009 ganz. Sie werden ersetzt durch die Förderung aus dem Vermittlungsbudget. 
Förderungsfähig sind 

• von Arbeitslosigkeit bedrohte Arbeitsuchende und Arbeitslose, die eine versicherungspflichtige 
Beschäftigung aufnehmen wollen. 

• Ausbildungssuchende können gesondert gefördert werden, sofern sie eine schulische oder 
versicherungspflichtige Ausbildung anstreben. 

Leistungsvoraussetzungen: 
• Auf die Leistungen haben Sie keinen Rechtsanspruch. Sie dürfen nur gewährt werden, wenn 

Haushaltsmittel zur Verfügung stehen. 
• Der Arbeitgeber erbringt keine gleichartigen Leistungen. 
• Andere öffentlich-rechtliche Stellen sind zur Erbringung gleichartiger Leistungen gesetzlich 

nicht verpflichtet.  
• Die Förderung aus dem Vermittlungsbudget müssen Sie beim für Sie zuständigen Jobcenter 

beantragen, bevor die Kosten entstehen.   
 

ermittlungsgutschein 
 
Ab 01.04.2012 tritt ein Teil der Umstrukturierung des SGB III in Kraft und davon sind sowohl 
ALG I, ALG II und Nichtleistungsempfänger betroffen. Der Aktuelle Vermittlungsgutschein ist 

zum 31.03.2012 auslaufen und wird zum 01.04.2012 durch einen Aktivierungs- und Vermittlungsgut-
schein ersetzt.  
  
1. Wo ist der AVGS gesetzlich geregelt? 
 
Der Aktivierungs- und Vermittlungsgutschein wird nicht mehr wie bisher im § 421g des SGB III gere-
gelt sondern ab 01.04.2012 im § 45 des SGB III. 
 
2. Was ist neu am Aktivierungs- und Vermittlungsgutschein (AVGS)? 

V 
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Der AVGS kann in 3 verschiedenen Varianten ausgegeben werden und dient nicht mehr ausschließ-
lich als Förderinstrument zur Vermittlung von Arbeitslosen. 
 
3. Welche Aktivierungs- und Vermittlungsgutscheinvarianten gibt es? 
 
AVGS1 - zur Unterstützung der Aktivierung und Eingliederung von Arbeitssuchenden durch Maßnah-
men bei zugelassenen Trägern 
AVGS2 - zur ausschließlich erfolgsorientierten Vermittlung von Arbeitssuchenden in ein sozialversie-
chungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis durch zugelassene Träger (wie Vermittlungsgutschein) 
AVGS3 - zur Durchführung einer betrieblichen Trainingsmaßnahme von bis zu 6 Wochen bei einem 
Arbeitgeber 
 
4. Wie bekomme ich einen Aktivierungs- und Vermittlungsgutschein (AVGS)? 
 
Der AVGS wird beim zuständigen Leistungsträger (Arbeitsagentur, Jobcenter, Landkreis o.a.) bean-
tragt  
 
5. Wann erhalte ich einen Aktivierungs- und Vermittlungsgutschein (AVGS)? 
 
Ab Beginn der Arbeitsuche (3 Monate vor Eintritt in die Arbeitslosigkeit) kann der Aktivierungs- und 
Vermittlungsgutschein (AVGS) ausgestellt werden, ein Rechtsanspruch auf AVGS im ALG I entsteht 
ab einer 6 wöchigen Arbeitslosigkeit. 
 
6. Wie lange gilt ein Aktivierungs- und Vermittlungsgutschein (AVGS)? 
 
Der AVGS kann regional und zeitlich befristet werden, gilt aber in der Regel für bis zu 6 Monate, so-
lange keine Umstände eintreten, die einen Wegfall der Anspruchsgrundlage begründen (z.B. Ar-
beitsaufnahme, Wechsel von ALG I in ALG II oder Beendigung der Arbeitsuche). 
 
7. Wer kann einen Aktivierungs- und Vermittlungsgutschein (AVGS) beantragen? 
 
Alle Menschen, die bei Ihrem zuständigen Leistungsträger arbeitssuchend gemeldet sind, können ei-
nen Aktivierungs- und Vermittlungsgutschein (AVGS) beantragen. Dazu gehören neben Empfängern 
von ALG I und ALG II unter anderem auch: 
 

• arbeitssuchend gemeldete Nichtleistungsempfänger 
• Selbständige oder Berufsrückkehrer 
• Studenten und Auszubildende auf Jobsuche 
• Soldaten bei Beendigung des Wehrdienstes 
• Beschäftige in Transfer- und Auffanggesellschaften 

 
8. Welchen Aktivierungs- und Vermittlungsgutschein (AVGS)  benötige ich, um einen privaten 
Arbeitsvermittler mit der Jobsuche zu beauftragen? 
 
Es muss der Aktivierungs- und Vermittlungsgutschein Teil 2 (AVGS2) beantragt und mit dem privaten 
Arbeitsvermittler ein  Vermittlungsvertrag geschlossen werden. Die Vermittlungskosten für AVGS-
Inhaber werden bei Erfolg vom Leistungsträger übernommen. Sollen vor der eigentlichen Vermittlung 
noch Aktivierungsmaßnahmen (Bewerbungstraining, Coaching, Profiling, o.ä.) stattfinden, muss 
der Aktivierungs- und Vermittlungsgutschein Teil 1 (AVGS1) beantragt und mit dem privaten Arbeits-
vermittler ein Vertrag über die Durchführung einer solchen Maßnahme geschlossen werden. 
 
9. Welche Voraussetzungen müssen erfüllt werden, wenn ein privater Arbeitsvermittler mir 
über einen Aktivierungs- und Vermittlungsgutschein (AVGS) einen Job vermittelt? 
 
Es können nur versiechungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse (ab 401,00 €!) vermittelt werden, die 
von mindestens 3-monatiger Dauer sind und nicht beim selben Arbeitgeber, bei dem Sie innerhalb der 
letzen 4 Jahre schon einmal gearbeitet haben. 
 
10. Was muss ich bei der Auswahl eines privaten Arbeitsvermittlers beachten? 
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Der private Arbeitsvermittler muss bis spätesten 31.12.2012 als Träger (nach AZAV) zertifiziert sein 
und sollte über ein eigenes Qualitätsmanagement verfügen. 
Empfehlungen: 
 

• beantragen Sie zur Unterstützung Ihrer Arbeitssuche bei Ihrem Leistungsträger einen Aktivie-
rungs- und Vermittlungsgutschein (AVGS), 

• eine eventuelle Ablehnung lassen Sie sich bitte in jedem Fall schriftlich begründen 
• beachten Sie die zeitliche Befristung Ihres AVGS und beantragen Sie rechtzeitig einen neuen 

Aktivierungs- und Vermittlungsgutschein (AVGS), 
• achten Sie auf die Zertifizierung Ihres privaten Arbeitsvermittlers, 
• fragen Sie auch nach Aktivierungs- und Vermittlungsgutschein  Teil 1 (AVGS1) zur Unterstüt-

zung Ihrer Aktivierung und nach Aktivierungs- und Vermittlungsgutschein Teil 3 (AVGS3) für 
eine Trainingsmaßnahme bei einem Arbeitgeber 

 
 

ermögen 
Grundsätzlich werden alle Vermögensbestandteile angerechnet. Neben Kapitalvermögen wie 
Ersparnisse, Aktien, Wertpapiere zählen hierzu auch Lebensversicherungen (Kapitallebens-
versicherung) und auch wertvolle Antiquitäten oder Gemälde. Es gelten folgende Freibeträge: 

150 Euro pro Lebensalter, jedoch maximal 9.750 Euro pro Person (19.500 Euro für Paare) sowie ein 
Pauschalbetrag von 750 Euro (Regelleistung).  Dazu kommt eine Altersvorsorge, welche im geldwer-
ten Anspruch 750 Euro je vollendetes Lebensjahr des erwerbsfähigen Hilfebedürftigen und seines 
Partners, höchstens jedoch jeweils 48750 Euro nicht übersteigt. 
 
Nicht selbst genutzte Immobilien gehen in die Vermögensanrechnung ein und müssen verkauft wer-
den, wenn der Verlust beim Verkauf nicht größer als 10 Prozent des Verkehrswertes ist. Die Zumut-
barkeit der Verlustgrenze von 10 Prozent gilt auch für anderes Vermögen. So ist eine Lebensversiche-
rung nur vorzeitig aufzulösen, wenn die vorzeitige Auflösung (Kündigung) zu nicht mehr als 10 Pro-
zent Verlust der eingezahlten Beiträge führt. 
Die erhaltene Eigenheimzulage ist nach Ansicht Landessozialgericht Hamburg bei der Berechnung 
des Arbeitslosengeldes II nicht als Einkommen zu berücksichtigen, weil die Eigenheimzulage der An-
schaffung eines selbst genutztem Eigenheimes und nicht der Bestreitung des Lebensunterhaltes die-
ne. Erhaltene Schenkungen in den letzten 10 Jahren sind offen zu legen. Bei der Anrechnung von 
Vermögen gibt es naturgemäß “Grauzonen”, d.h. was angemessen ist, wird jeder Sachbearbeiter im 
Zweifel etwas anders interpretieren. 
Klug ist, wer vor der Antragstellung: 
Schulden tilgt. Weil bis auf Hypotheken keine Schulden und Guthaben miteinander verrechnet wer-
den, gelten Arbeitslose für die Bundesagentur wohlhabender, wenn sie ihre Schulden nicht mit dem 
vorhandenen Guthaben tilgen. Anschaffungen vorziehen. Drastisch formuliert: Wer das Geld ausgibt, 
bevor er einen Antrag stellt, muss sich dieses Geld, weil nicht vorhanden auch nicht anrechnen las-
sen. Vermutlich wird so viel Geld von der Bank in den häuslichen Sparstrumpf wandern, seine Le-
bensversicherungspolice ändert. Steht im Lebensversicherungsschein der Passus “teilweiser Verwer-
tungsausschluss” oder ähnlich, so bedeutet dies, dass Arbeitslose nicht vorzeitig an ihr Geld kommen. 
Grundsätzlich dürfen folgende Ersparnisse behalten werden:  
 

- 150 Euro pro Lebensjahr, jedoch 9.750 Euro für Personen, die vor dem 1.1.1958 geboren 
sind, 9.900 Euro für Personen, die nach dem 31.12.1957 geboren sind, 10.500 Euro für Per-
sonen, die nach dem 31.12.1963 geboren sind,  

- 3.100 Euro für jedes minderjährige Kind im Haushalt, 
- 750 Euro für einmalige Beihilfen für jede Person in der Bedarfsgemeinschaft. 

 
Weitere Ausnahmen:  

- angemessenes Auto für jeden Erwerbsfähigen der Bedarfsgemeinschaft. Die Angemessenheit 
richtet sich nach den Umständen des Einzelfalles. Eine Prüfung erfolgt nicht, wenn der Wert 
7.500 Euro nicht übersteigt. 

- selbst genutzte Eigentumswohnung oder ein Eigenheim, 
- „Riester-Rente“, geschützt sind die geförderten Altersvorsorgeaufwendungen (Eigenbeträge 

und Zulagen) sowie die Erträge hieraus, 
- Anwartschaften auf betriebliche Altersversorgung nach Maßgabe des Betriebsrentengesetzes.  

 

V 
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orschuss 
Wenn Sie einen Anspruch auf eine Sozialleistung haben und die Behörde zu lange zur Bear-
beitung braucht, kann [muss] sie einen Vorschuss zahlen. Sie “ hat Vorschüsse [...] zu zahlen, 
wenn der Berechtigte es beantragt.” (§ 42 Satz 2 SGB I) Der Vorschuss muss spätestens ei-

nen Kalendermonat nach Eingang Ihres Antrags gezahlt werden. Wenn ein Vorschuss verweigert 
wird, setzen Sie den Vorgesetzten unter Druck. Drohen Sie notfalls mit einer einstweiligen Anordnung. 
 

armwasser 
Die Kosten für das Warmwasser sind nicht mehr im Regelsatz enthalten. Der Mehrbedarf 
für Warmwasser für Alleinstehende, Alleinerziehende sowie Personen mit minderjähri-
gem Partner beträgt 8,60 Euro. Für Partner ab 18 Jahren werden 7,75 Euro berechnet. 18- 

bis 24jährige Angehörige der Bedarfsgemeinschaft (entspricht volljährigen Kindern) erhalten 6,88 Eu-
ro. Für 14- bis 17-jährige Angehörige der Bedarfsgemeinschaft (entspricht Kindern oder minderjähri-
gen Partnern) werden 4,02 Euro berechnet. Kindern im Alter von sechs bis dreizehn Jahren steht ein 
Mehrbedarf für Warmwasser in Höhe von 3,01 Euro zu. Für Kinder bis fünf Jahre wird 1,75 Euro an-
gesetzt. 

iderspruch 
1. Bei einem Bescheid nach dem Sozialgesetzbuch (SGB) ist immer ein Widerspruch einzu-
legen.  
 2. Ein Widerspruch kann nur erfolgen wenn es sich gegen ein Schreiben handelt mit einer 

Rechtsbehelfsbelehrung. Dieses Schreiben wäre dann ein Bescheid. Die Rechtsbehelfbelehrung steht 
am Ende eines Bescheides und fängt mit den Worten an “ Gegen diesen Bescheid .....” 
 3. Der Widerspruch gegen einen Bescheid muss immer innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
erfolgen.  
 4. Der Widerspruch kann schriftlich oder zur Niederschrift beim zuständigen Amt eingereicht werden. 
Zur Niederschrift heißt, dass dieser von einem zuständigen Mitarbeiter schriftlich aufgenommen wird.  
 5. Ratsam ist, einen Beleg für den eingelegten Widerspruch zu haben. Ein Widerspruch mit der Post 
wäre durch ein Einschreiben zu belegen. Bei persönlicher Abgabe im Amt oder zur Niederschrift las-
sen Sie sich Ihren Widerspruch durch eine Empfangsbestätigung bescheinigen. Achten Sie darauf, 
dass Sie immer eine Kopie von Ihren Widersprüchen haben. Bei einer Niederschrift kann eine Kopie 
von dem Mitarbeiter des Amtes verlangt werden.  
6. Sammeln Sie die Belege für die Kosten des Widerspruchsverfahrens (z.B. für Kopien und Briefmar-
ken). Diese könnten je nach Erfolg des Widerspruchs vom Amt erstattet werden (siehe dazu Pkt. 9).  
7. Folgende Inhalte sind bei einem Widerspruch zu beachten: 
 

 Adresse des Amtes und Adresse des Widerspruchsführers  

 Das Zeichens des Amtes oder Ihre Kennnummer  

 Wenn kein Zeichen bekannt ist, muss der Vor-, Zuname und das Geburtsdatum sichtbar im Briefkopf 
vermerkt sein  

 Im Betreff ist der Widerspruch zu erwähnen und gegen welchen Bescheid sich dieser richtet. Wichtig 
ist, dass Sie das Datum des Bescheides hierbei mit eintragen.  

 Im Text sollte als erstes formuliert werden gegen was sich der Widerspruch in diesem Bescheid rich-
tet.  

 Anschließend ist es vorteilhafter, im Widerspruch noch zu begründen, weswegen Sie mit dieser Ent-
scheidung des Amtes nicht einverstanden sind.  

 Sollten Sie Belege für Ihren Widerspruch haben, weisen Sie auf eine Anlage hin. 
  
8. Ihr Widerspruch wird immer von einer gesonderten Stelle bzw. Abteilung des Amtes bearbeitet. 
Damit ist es sinnvoll den weiteren Schriftverkehr nicht mit Ihrer bisherigen Sachbearbeitung zu führen, 
sondern mit dieser Widerspruchstelle.  
 9. Über einen Widerspruch kann wie folgt entschieden werden: 

 Dem Widerspruch kann im vollen Umfang stattgegeben werden. Eine Entscheidung für die Über-
nahme der Kosten des Widerspruchsverfahrens wird ebenfalls vom Arbeitsamt in einem Abhilfebe-
scheid mitgeteilt. Die Kosten werden nur übernommen, wenn die Tatsachen für den Widerspruch erst 
im Widerspruchsverfahren dem Amt bekannt geworden sind.  

 Dem Widerspruch kann teilweise stattgegeben werden.  

 Der Widerspruch kann als unbegründet zurückgewiesen werden. 
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10. Sollte Ihr Widerspruch als unbegründet zurückgewiesen werden, erhalten Sie auch hier wieder 
eine Rechtsbehelfsbelehrung. Damit wird Ihnen die Möglichkeit eingeräumt, Klage vor dem Sozialge-
richt einzureichen.  
 11. Für eine Klage vor dem Sozialgericht werden Ihnen auch bei einer Abweisung der Klage keine 
Gerichtskosten berechnet. D.h. Ihnen entstehen nur die Kosten für den Rechtsbeistand. 
 

ohnaufwendungenverordnung (WAV) 
Als Nachfolgeregelung der seit 2005 geltenden früheren „AV Wohnen“, hat der Berliner Se-
nat im April 2012 die WAV erlassen. Das Berliner Abgeordnetenhaus soll sie noch „zur 
Kenntnis nehmen“, rechtswirksam wird sie mit der Veröffentlichung im Gesetz- und Verord-

nungsblatt Berlin, die am 13.04.12 erfolgte. Sie gilt für die Bezieher von ALG II (Jobcenter, SGB II) 
sowie die Bezieher von Grundsicherung (GSi) (Sozialämter, SGB XII), und regelt den gesamten Be-
reich der sogenannten Kosten der Unterkunft (KdU) Berlin. Nach den statistischen Daten Berlin 2010 
sind somit betroffen ca. 330.000 Bedarfsgemeinschafts-Haushalte mit insgesamt. ca. 600.000 Perso-
nen. Nähere Einzelheiten finden Sie im Internet unter http://www.harald-
thome.de/media/files/Kdu2/KdU-Berlin---14.05.2012.pdf . 
 

ohngeld: 
Aufgrund des seit dem 01.01.2009 erhöhten Wohngeldes können Bedarfsgemeinschaften 
oder einzelne Mitglieder aus Bedarfsgemeinschaften mit bisherigen ALG-II-/Sozialgeld-
Bezug in den vorrangigen Wohngeldbezug wechseln, weil sie nach § 7 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 

oder Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 Wohngeldgesetz (WoGG) im Falle der Vermeidung oder Beseitigung der 
Hilfebedürftigkeit durch Wohngeld nicht mehr vom Wohngeld ausgeschlossen sind. Bei der Prüfung, 
ob durch Wohngeld die Hilfebedürftigkeit nach § 9 SGB II vermieden werden kann, gelten 
grundsätzlich die Maßgaben des SGB II. Zur Prüfung der Hilfebedürftigkeit ermitteln die Jobcenter 
zunächst den Bedarf jedes Mitgliedes der Bedarfsgemeinschaft einzeln. Der Bedarf der 
unverheirateten Kinder, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, ist vorweg um deren 
Einkommen zu mindern, um festzustellen, ob das Kind Mitglied der Bedarfsgemeinschaft ist. (§ 7 Abs. 
3 Nr. 4 SGB II). Durch Addition der so festgestellten Einzelbedarfe wird der Gesamtbedarf gebildet 
und anschließend dem gesamten Einkommen der Bedarfgemeinschaft gegenübergestellt. (Folge aus 
§ 9 Abs. 2 Satz 3 SGB II, ständige Rechtssprechung des BSG, z. B. Urteil vom 15.04.2008-B 14/7b 
AS 58/06 R-). Bei der Berechnung des gesamten Einkommens der Bedarfsgemeinschaft gilt der 
Grundsatz, dass jedes Mitglied der Bedarfsgemeinschaft sein Einkommen für alle Mitglieder der 
Bedarfsgemeinschaft einzusetzen hat. (vgl. BSG, Urteil vom 18.06.2008 – B 14 AS 55/07 R -). 
  

insen 
Nach der ständigen Rechtssprechung des Bundesfinanzhofs (BFG) sind Einnahmen dem 
Steuerpflichtigen zugeflossen, sobald dieser über sie wirtschaftlich verfügen kann. Geldbeträge 
fließen in der Regel dadurch zu, dass sie bar ausbezahlt oder einem Konto des Empfängers bei 

einem Kreditinstitut gutgeschrieben werden (BFH 10.07.2001 – VIII R 35/00 – BFHE 196, 112, 
m.w.N.) Die Zinserträge sind als einmalige Einnahme zu behandeln, absetzfähig ist die 
Versicherungspauschale von 30 Euro sowie die Kfz-Haftpflichtversicherung. 
 

uflussprinzip 
Das Bundessozialgericht (BSG) hat am 30.07.2008 das sogenannte Zuflussprinzip bei der 
Berechnung von «Hartz-IV»-Leistungen bestätigt. Danach müssen Einkünfte grundsätzlich in 
dem Monat auf das Arbeitslosengeld II angerechnet werden, in dem sie auf dem Konto des 

Erwerbslosen eingehen. Das gelte für nachträglich ausgezahltes Arbeitslosengeld I ebenso wie für 
Lohn, der eigentlich noch vor dem «Hartz-IV»-Antrag verdient, aber erst danach überwiesen worden 
sei, stellten die Kasseler Richter klar (Az.: B 14 AS 26/07 R und B 14 AS 43/07 R. Umgekehrt könnten 
«Hartz-IV»-Empfänger auch nach Aufnahme einer Arbeit weiter Grundsicherungsleistungen beziehen 
- so lange jedenfalls, bis ihnen der erste Lohn überwiesen wurde. 
 
 

uellen/Literatur: 
1. Leitfaden Alg II/Sozialhilfe von A-Z  
2. Neuregelung „Kosten der Unterkunft“ in Berlin (Hartz IV),  

                       Wohnaufwendungenverordnung (WAV) 
                  3.  Foliensatz Harald Thome, ständig aktualisierte Ausgabe 
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ie unter dem „Kleinen Behördenratgeber für Hartz IV-Empfänger“ angebotenen Inhalte und 
Informationen stehen unter einer deutschen Creative Commons Lizenz. Diese Lizenz gestattet 
es jedem, zu ausschließlich nicht-kommerziellen Zwecken die Inhalte und Informationen vom 
Behördenratgeber zu vervielfältigen, zu verbreiten und öffentlich zugänglich zu machen. Hier-

bei müssen die Autoren und die Quelle genannt werden. Urhebervermerke dürfen nicht verändert 
werden.  Einzelheiten zur Lizenz in allgemeinverständlicher Form finden sich auf der Seite von Creati-
ve Commons. 
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